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Dr. Rainer Hess erläutert das Procedere im Gemeinsamen 
Bundesausschuss und den langen Weg zu Entscheidungen 
über die Aufnahme neuer Therapien und Arzneimittel in 
die Erstattungspflicht der Krankenkassen… 

Im Vorfeld der Bundestagswahl haben die Parteien ihre 
Vorstellungen zur künftigen Gesundheitspolitik präsentiert 
und in vielen Veranstaltungen zur Diskussion gestellt…

Das neue Mitgliederportal der KVBW hat bereits in 
den  ersten Wochen großen Zuspruch und wird auch zur 
 Erleichterung der Dokumentationsverpflichtung in den 
Praxen gern genutzt…

Mit dem Ablauf der vierjährigen Frist zur Einführung des 
Qualitätsmanagements in den Praxen ist eine Selbstbeurtei-
lung notwendig, ob die gesetzlichen Vorschriften in vollem 
Umfang erfüllt wurden…

Auf heftige Kritik und begründete Vorbehalte trifft die 
Ankündigung der AOK, im Internet ein Ärzte-Bewertungs-
portal einzurichten und die Patienten zur Abgabe von 
 Beurteilungen und Erfahrungsberichten aufzufordern…
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
es sind nur noch wenige Tage bis zur Bundestagswahl. Der Wahlent­
scheidung der Bundesbürger im September 2009 werden viele Attribute 
zugeordnet. Von „Schicksalswahl“ bis hin zur „Denkzettelabstim­
mung“ ist hier die Rede. Die Meinungsforscher liefern fast täglich neue 
Prognosen, die von den vermeintlichen Skandalen wie Dienstwagen­
affäre, Geburtstagsfeier im Kanzleramt oder Inanspruchnahme externer 
Sachverständiger für die Formulierung von Gesetzestexten doch eher 
nur kurzfristig beeinflusst werden.

Auch wenn ich davon ausgehe, dass Sie sich Ihre Meinung zu Ihrer 
Stimmabgabe bereits gebildet haben, wollen wir Ihnen in dieser ergo­
Ausgabe nochmals die Programme der Parteien zur Gesundheitspolitik 
in einer Übersicht darstellen. Die vorgestellten Lösungsansätze lassen 
oftmals die von uns zu Recht geforderte Schärfe vermissen. Dennoch ist 

eine Tatsache parteiübergreifend konsentiert: Es wird sehr schnell nach der Bundestagswahl wohl zunächst 
ein Vorschaltgesetz geben, das einer neuen Gesundheitsreform die Tür öffnen soll. Deshalb ist jeder von uns 
gefordert, im September seine Stimme abzugeben. 

Ich weiß, dass dies so manchem schwerer fällt als früher. Dennoch: Nicht zu wählen mag Politikverdrossen­
heit demonstrieren und vermeintlich ein Abstrafen der Politik bedeuten. Der richtige Weg kann trotzdem nur 
der Urnengang sein.

Welche Auswirkungen die Gesetzgebung hat, spiegelt sich in dem Interview mit Dr. Rainer Hess wider. ergo 
hat ihn zu den Aufgaben und der zunehmend bedeutenderen Rolle des Gemeinsamen Bundesausschusses 
(G­BA) befragt. Vielen von Ihnen wird sicherlich erst nach dem Lesen dieser Ausführungen bewusst werden, 
wie sehr der Praxisalltag von Entscheidungen dieses Gremiums geprägt ist. Sie reichen von einschneidenden 
 politischen Vorgaben wie beispielsweise zum Paragraph 116b SGB V (Ambulante Behandlung im Krankenhaus) 
über Vorgaben zur Arznei­ wie Heilmitteltherapie hin zu Richtlinien, die Ihnen täglich begegnen. Wenn Sie 
beispielsweise eine Arbeitsunfähigkeit attestieren, hat sich der „Große Bruder“ G­BA seine Gedanken hierzu 
gemacht und eine Richtlinie für Ihre Attestierung geschaffen. Wer sich diesbezüglich noch weiter informieren 
möchte, dem sei ein Besuch der Website www.g­ba.de empfohlen. 

Bezüglich der Abrechnung des 1. Quartals 2009 verweise ich auf unsere Schnellinformationen. Hier werden 
wir Sie über den Fortgang informieren und die aktuelle Honorarsituation wie bisher auch erläutern. Gleiches 
gilt für die Vorgehensweise in Sachen Impfung gegen die „Neue Grippe“. Hier sind wir in Gespräche mit dem 
Sozialministerium eingebunden. Wir werden Sie über die aktuellen Entwicklungen durch die Schnellinforma­
tion in Kenntnis setzen.
 
Uns hat die verbindliche Zusage des Baden­Württemberger Ministerpräsidenten erreicht, der bei unserem 
Regionalforum am 17. Oktober 2009 in der Filderhalle eine Ansprache halten wird. Die Einladungen hierzu 
erfolgen in Kürze. Bitte beachten Sie dazu auch die Hinweise in dieser ergo­Ausgabe und auf unserer Homepage. 

Ihr

Dr. Achim Hoffm a n n- Goldm ay er
Vorsta ndsvorsitzender
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ergo: Wann wurde der G-BA instal-
liert und wie sind seine Aufgaben 
definiert?

Dr. Rainer Hess: Der G-BA wurde 
durch das GKV-Modernisierungs-
gesetz (GMG) mit Wirkung vom 
1. Januar 2004 errichtet und durch 
das GKV-Wettbewerbsstärkungsge-
setz (GKV-WSG) mit Wirkung vom 
1. Juli 2008 in seiner Organisations-
struktur neu gestaltet. Die zuneh-
mende Zahl der vom Gesetzgeber 
dem G-BA übertragenen Einzelauf-
gaben lässt sich in folgender zentra-
len Aufgabendefinition zusammen-
fassen: In einem zunehmend auf 
Einzelvertragswettbewerb der Kran-
kenkassen ausgerichteten GKV-Sys-
tem bedarf es übergeordneter nor-
mativer Vorgaben, die für die 
Versicherten unabhängig von der 
Kassenzugehörigkeit und von ihnen 
getroffener Entscheidungen für Wahl- 
tarife den gesetzlichen Anspruch auf 
die medizinisch notwendige, zweck-
mäßige und wirtschaftliche Versor-
gung konkretisieren und Anforde-
rungen an deren Mindestqualität 
definieren. Dies ist die zentrale Auf-
gabenstellung des G-BA, wie sie vor 
allem in Paragraph 92 Abs. 1 SGB V 
ihren Niederschlag gefunden hat. 
Daneben ist der G-BA aber auch 
zuständig für die vertragsärztliche 
Bedarfsplanung, die Ausgestaltung 
der Härtefallregelung für chronisch 
kranke Versicherte (Belastungsgren-
ze), die qualitativen Vorgaben für die 
Zulassung von Krankenhäusern zur 
ambulanten Behandlung durch die 
Krankenhausplanungsbehörden der 
Länder für den in Paragraph 116b 
SGB V enthaltenen Katalog von 
Krankheiten und Leistungen und 
weiteres. 

ergo: Wie ist der G-BA besetzt und 
wie entstehen seine Entscheidungen?

Dr. Rainer Hess: Der G-BA tagt seit 
dem 1. Juli 2008 in der Besetzung mit 
je fünf Vertretern des GKV-Spitzen-
verbandes und der Leistungserbrin-
ger (DKG 2, KBV 2, KZBV 1) sowie 
zwei unparteiischen Mitgliedern und 
dem unparteiischen Vorsitzenden, 
auf die und deren Stellvertreter sich 
die genannten Trägerorganisationen 
geeinigt haben. Dazu treten fünf von 
den vier gesetzlich definierten Pati-
entenvertretungsorganisationen ein-
vernehmlich benannte „sachkundige 
Personen“ als Patientenvertreter ohne 
Stimmrecht aber im Übrigen gleich-
berechtigt wie Mitglieder. An den 
Sitzungen des G-BA können Stellver-
treter der benannten Mitglieder und 
Berater in begrenzter Zahl teilneh-
men. Die nach Paragraph 137 SGB V 
an Entscheidungen zur Qualitätssi-
cherung zu beteiligenden Organisati-
onen (Bundesärztekammer, Deutscher 
Pflegerat, Bundesverband der privaten 
Krankenversicherung) können Vertre- 
ter entsenden. Der Leiter des IQWiG 
(Institut für Qualität und Wirtschaft-
lichkeit im Gesundheitswesen) ist 
teilnahmeberechtigt. Die Sitzungen 
des G-BA sind öffentlich. Die Ent-
scheidungen werden mit der Mehr-
heit der stimmberechtigten Mitglieder 
getroffen. 

ergo: Wie häufig tagt der G-BA und 
welchen Umfang haben seine Bera-
tungen?

Dr. Rainer Hess: Der G-BA tagt 
monatlich in einer in der Regel drei-
stündigen Sitzung. Alle Beschlussvor-
lagen sind jeweils in einem der acht 
Unterausschüsse des Plenums in ver-
gleichbarer Zusammensetzung wie 

das Plenum (sechs statt fünf Mit-
glieder) vorbereitet worden. Näheres 
über die Zusammensetzung der Un-
terausschüsse und der von ihnen ein-
setzbaren Arbeitsausschüsse und 
 Arbeitsgruppen ist der Geschäftsord-
nung des G-BA zu entnehmen 
(www.g-ba.de). Über die auf Antrag 
von Herstellern oder Studienleitern 
zu treffenden Verwaltungsentschei-
dungen auf Aufnahme in die OTC-
Präparateliste nicht verschreibungs-
pflichtiger aber von der GKV zu 
tragender Arzneimittel, in die ver-
gleichbare Medizinprodukteliste oder 
auf Durchführung einer klinischen 
Arzneimittelstudie zu Lasten der 
GKV entscheidet das Plenum wegen 
des Datenschutzes in nichtöffent-
licher Sitzung. 

ergo: Welche Voraussetzungen müs-
sen vorliegen, um zu einer positiven 
Entscheidung zu führen?

Dr. Rainer Hess: Der Verfahrens-
gang, die jeweils Antragsberechtigten 
und die Anforderung an Begründun- 
gen sind der Verfahrensordnung des 
G-BA zu entnehmen (www.g-ba.de). 
Inhaltlich entscheidet der G-BA bei 
allen Bewertungen medizinischer Un-
tersuchungs- oder Behandlungsme-
thoden, Arznei- oder Heilmittel nach 
der Methodik der evidenzbasierten 
Medizin, um den „anerkannten Stand 
der medizinischen Erkenntnisse“ zu 
ermitteln. Auch insoweit enthält die 
Verfahrensordnung entsprechende 
Vorgaben, die vor allem die Transpa-
renz der einzelnen Verfahrensschritte, 
die Berücksichtigung eingegangener 
Stellungnahmen und die tragenden 
Gründe der Entscheidung betreffen. 
Alle Entscheidungen nebst tragenden 
Gründen werden im Internet veröf-
fentlicht.

Dr. Rainer Hess: Leistungsbeschränkungen 
müssen akzeptiert werden

Die Bedeutung des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) für die ärztliche Praxis
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ergo: Welche Änderungen ergeben 
sich durch den neuen Umgang mit 
den Kosten-Nutzen-Bewertungen?

Dr. Rainer Hess: Der G-BA hat 
gerade erst in seiner Sitzung am 
16. Juli 2009 das Verfahren einer 
Kosten-Nutzenbewertung für patent-
geschützte Arzneimittel auf der Grund-
lage des Paragraphen 35b SGB V 
beschlossen. Voraussetzung für die 
Einleitung eines solchen Verfahrens 
ist danach immer, dass zunächst in 
einem Verfahren der Nutzenbewer-
tung in der Regel aufgrund einer 
 Bewertung des IQWiG ein Zusatz-
nutzen gegenüber alternativen Be-
handlungsmethoden festgestellt wor-
den ist. Die Methodik der 
Kosten-Nutzenbewertung obliegt 
ausschließlich dem IQWiG.

ergo: Wie und von wem wird der 
G-BA bei seinen Entscheidungsfin-
dungen unterstützt?

Dr. Rainer Hess: In allen grundsätz-
lichen Bewertungsfragen beauftragt 
der G-BA das von ihm im Rahmen 
einer Stiftung als wissenschaftlich 
unabhängiges Institut gegründete 
IQWiG mit einer wissenschaftlichen 
Bewertung. In Arzneimittelfragen, 
insbesondere bei der Bildung von 
Festbetragsgruppen wird die AKdÄ 
(Arzneimittelkommission der deut-
schen Ärzteschaft) als Berater zuge-
zogen. In den Arbeitsgruppen zu 
einzelnen Beratungsthemen werden 
unabhängige Sachverständige jeweils 
auf Vorschlag der beteiligten Organi-
sationen zugezogen. Die Verfahrens-
ordnung enthält Vorgaben zur 
Gewährleistung der fachlichen Unab-
hängigkeit.

ergo: Gibt es im G-BA auch Kon-
troversen – und welche waren das in 
der jüngsten Vergangenheit?

Dr. Rainer Hess: Es ist das Prinzip 
der gemeinsamen Selbstverwaltung 
und damit auch des G-BA, dass die 
verschiedenen Interessen der beteilig-
ten Selbstverwaltungen bewusst ge-
geneinander gestellt werden, um sie 
mit Hilfe der Unparteiischen oder der 
von Patientenvertretern eingebrach-
ten Voten auszugleichen. Dies gelingt 
auch meistens. Insbesondere bei der 
Öffnung von Krankenhäusern zur 
ambulanten Behandlung nach Para-
graph 116b SGB V ist aber die Inte-
ressenkollision innerhalb der Bank 
der Leistungserbringer (DKG, KBV) 
so stark, dass ein Konsens zu zentra-
len Fragen nicht erreichbar ist und 
dann mit wechselnden Mehrheiten 
entschieden werden muss. Vergleich-
bare Konflikte gab es auch bei der 
nachgehenden Bewertung innova-
tiver Methoden, die ohne Notwen-
digkeit einer Nutzenbewertung durch 
den G-BA in die Krankenhausbe-
handlung zu Lasten der GKV einge-
führt werden können.

ergo: Welchen Zeitraum benötigt im 
Schnitt ein Beurteilungsverfahren?

Dr. Rainer Hess: Die Dauer eines 
Verfahrens hängt von der Zuordnung 
zu einem bestimmten Verfahrensgang 
in der Verfahrensordnung und den 
dazu festgelegten einzelnen erforder-
lichen Verfahrensschritten ab. Ist 
das IQWiG einzubeziehen, muss die 
Dauer des bei ihm notwendigen 
Verfahrensganges einbezogen wer-
den. Insbesondere die vom Gesetzge-
ber zur Bewertung von Arzneimittel 
eingeführten Transparenzanforde-
rungen führen insoweit zu einer Ver-
längerung der Verfahren. In der 
Arzneimittelbewertung und in der 
vertragsärztlichen Methodenbewer-
tung bestehen andererseits gesetzliche 
Fristen, die eingehalten werden müs-
sen. Eine durchschnittliche Verfah-
rensdauer lässt sich daher nicht ange-
ben, beziehungsweise sie hat keine 
Aussagekraft.

ergo: Wer stellt – und in welchem 
Umfang – Anträge zur Aufnahme in 
ein Beratungsverfahren? 

Dr. Rainer Hess: Auch insoweit 
gibt die Verfahrensordnung Aus-
kunft über die jeweils für eine be-
stimmte Verfahrensart Antragsbe-
richten. Grundsätzlich kann davon 
ausgegangen werden, dass die Trä-
gerorganisationen des G-BA, die 
gesetzlich genannten Patientenvertre-
tungsorganisationen, teilweise die 
Unparteiischen und das BMG an-
tragsberechtigt sind. 

ergo: Gibt es Einspruchsmöglich-
keiten und sind wegen derartiger 
Einwände bereits Beschlüsse revi-
diert worden?

Dr. Rainer Hess: Es gibt vor jeder 
Beschlussfassung des G-BA zu Richt-
linien oder Empfehlungen zu DMP 
ein Stellungnahmeverfahren, in dem 
Drittbetroffene, die Wissenschaft und 
Sachverständige und /oder die jeweils 
zuständige Bundeskammer der Heil-
berufe zur Stellungnahme aufgerufen 
werden und innerhalb einer Frist von 
in der Regel vier Wochen Stellung 
nehmen können. Diese Stellungnah-
men und auch andere eingegangene 
fachliche Stellungnahmen sind in den 
weiteren Entscheidungsprozess ein-
zubeziehen. Aus den tragenden Grün-
den geht jeweils hervor, wie mit 
diesen Stellungnahmen umgegangen 
wurde. Häufig führen sie zu Modifi-
kationen der Beschlussvorlage.

ergo: Wann und wie wird ein Be-
schluss rechtswirksam? 

Dr. Rainer Hess: Richtlinienbe-
schlüsse werden rechtswirksam mit 
ihrer Veröffentlichung im Bundesan-
zeiger. Die Veröffentlichung erfolgt, 
wenn das BMG sie nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach Vorlage an 
das BMG beanstandet oder vorher 
ausdrücklich nicht beanstandet. 

ergo: Für wen sind dann – und mit 
welchen Konsequenzen – diese Be-
schlüsse verbindlich?

Dr. Rainer Hess: Nach Paragraph 
91 Abs. 6 SGB V sind die Beschlüsse 
des G-BA mit Ausnahme von Emp-

„Sachverständige 

 werden hinzugezogen“
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fehlungen zur Förderung der QS und 
Empfehlungen zu DMP, die sich an 
das BMG (Bundesministerium für Ge­
sundheit) als Verordnungsgeber der 
RSAV (Risikostrukturausgleichsver­
ordnung) richten, für die Trägerorga­
nisationen des G­BA, deren Mitglieder 
(KV, KZV, LKG/ Landeskrankenhaus­ 
gesellschaft) und Mitgliedskassen 
sowie für die Versicherten und die 
Leistungserbringer (Vertragsärzte, 
MVZ, ermächtigte Ärzte, Kranken­
häuser und andere). Die Konse­
quenzen ergeben sich aus dem jewei­
ligen Regelungsbereich der Richtlinie 
und sind zum Beispiel bei einem Ver­
stoß gegen die Arzneimittelrichtlinie 
durch einen Vertragsarzt (unter Um­
ständen Arzneiregress) andere als bei 
der Ablehnung einer Fahrtkostener­
stattung durch eine Krankenkasse 
aufgrund der Krankentransportricht­
linie des G­BA. In jedem Falle ist der 
Rechtsschutz durch Klagemöglich­
keit vor den Sozialgerichten gegeben 
und zwar für den Versicherten durch 
Leistungsklage und für den Vertrags­
arzt durch Anfechtungsklage. Das 
Gericht prüft in solchen Verfahren 
incidenter die Rechtmäßigkeit der 
betreffenden Richtlinie. Sogenannten 
Drittbetroffenen (insbesondere Indus­
trieunternehmen, Hersteller) räumt 
die Rechtssprechung bei Nachweis 
eines Rechtsschutzinteresses die Mög­
lichkeit einer Feststellungsklage ein.

ergo: Seitens der niedergelassenen 
Ärzte wird immer wieder Kritik an 
den Entscheidungen des G-BA ge-
übt. Inwieweit halten Sie dies für 
berechtigt?

Dr. Rainer Hess: Kritik an Entschei-
dungen des G-BA kommt auch von 
Krankenhäusern, insbesondere aber 
von Seiten der Industrie. Es ist ver-
ständlich, dass Entscheidungen des 
G-BA, mit denen etablierte Metho-
den in ihrer Leistungserbringung oder 
Verordnungsmöglichkeit zu Lasten 
der GKV eingeschränkt werden, auf 
Kritik von Ärzten stoßen, die damit 
in der Behandlung ihrer Patienten 
gute Erfahrungen gemacht haben. Es 
sollte jedoch gerade wegen der durch 
die Ärzteschaft jetzt selbst ausgelös-
ten Priorisierungsdiskussion Ver-
ständnis dafür bestehen, dass in 
einem solidarisch finanzierten System, 
dessen Finanzierungsrahmen begrenzt 
ist, Bewertungsentscheidungen, wie 
der G-BA sie trifft, erfolgen müssen 
und dann auch Leistungseinschrän-
kungen akzeptiert werden müssen, 
wenn insbesondere bei teueren Inno-
vationen ein medizinischer Zusatz-
nutzen nicht belegt ist, der Anspruch 
des Versicherten auf die medizinisch 
notwendige Behandlung aber durch 
wirtschaftlichere Behandlungsalter-
nativen mit vergleichbarem Nutzen 
gewahrt ist.

ergo: Halten Sie die Institution des 
G-BA für sinnvoll oder könnten Sie 
sich eine andere Besetzung bezie-
hungsweise ein anderes Modell vor-
stellen?

Dr. Rainer Hess: Als Vorsitzender 
des G-BA bin ich selbstverständlich 
von der Sinnhaftigkeit und der Not-
wendigkeit dieser Institution über-
zeugt. Ich bin aber auch aufgrund 
meiner im Deutschen Gesundheits-
wesen über lange Jahre gesammelten 
Erfahrung der Überzeugung, dass, 
solange dieses System im Rahmen 
staatlicher Gesetze durch die Selbst-
verwaltungen getragen wird, ein 
Selbstverwaltungsgremium wie der 
G-BA als Institution normativer 
Richtlinien mit der eingangs genann-
ten Aufgabenstellung unverzichtbar 
ist. Dies gilt grundsätzlich auch für 
seine Zusammensetzung und die Ko-
operation mit dem IQWiG als unab-
hängigem wissenschaftlichen Institut. 
Ich wüsste nicht, wie in einem ande-
ren Modell bei aller möglichen Kritik 
an Einzelentscheidungen die Akzep-
tanz einer für die betreffenden Selbst-
verwaltungen verbindlichen Norm-
setzung gewährleistet werden könnte.

Dr. jur. Rainer Hess wurde 1940 in Frankfurt / Main geboren. 
Er studierte Mathematik und Rechtswissenschaften mit dem 
Abschluss des 2. Staatsexamens. Die Promotion erfolgte 1972 
im Bereich des Steuerrechts. 

In den Jahren 1969 bis 1971 war er als Justiziar des Verbandes 
der leitenden Krankenhausärzte tätig. In gleicher Funktion 
wechselte er dann in die gemeinsame Rechtsabteilung der 
Bundesärztekammer und der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung. In den Jahren 1988 bis 2003 war Dr. Rainer Hess 
Hauptgeschäftsführer der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung. Seit 2004 ist er Unparteischer Vorsitzender des Gemein-
samen Bundesausschusses.
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KVen und der Sicherstellungsauftrag sind 
für das Gesundheitssystem unverzichtbar

Gesundheitspolitische Experten der Parteien konkretisieren ihre Vorstellungen

Im Bundestagswahlkampf des Jahres 
2009 spielt die Gesundheitspolitik 
eine sehr nachgeordnete Rolle. Die 
internationale Finanzkrise und ihre 
Auswirkungen auf die wirtschaftliche 
Situation in der Bundesrepublik, die 
exorbitante Staatsverschuldung und 
der drohende Verlust von Arbeits-
plätzen sind die profilierenden  
Themen. Umso verdienstvoller die 
Initiative der KBV, Fragen der Zu-
kunft der deutschen Gesundheits-
politik mit Vertretern aller Parteien 
zu diskutieren.

In Abwandlung der Faustschen Frage 
„Nun sag: Wie hast dus mit der Reli-
gion?“ wählte die KBV zu dieser Ver-
anstaltungspremiere das provokative 
Motto „Vom Kassenarzt zum Arzt 
der Kassen“. Auch wenn in wichtigen 
Punkten durchaus parteipolitische 
Unterschiede spürbar wurden, so 
herrschte doch Einigkeit in der Zu-
stimmung zur Zukunft der KVen und 
den von ihnen wahrgenommenen 
Sicher stellungsauftrag. 

DEN GAsTvORTRAG hielt Bischof 
Dr. Wolfgang Huber, Vorsitzender 
des Rates der Evangelischen Kirche 
Deutschland. Auf dem Podium debat-
tierten Wolfgang Zöller, stellvertre-
tender Vorsitzender der CDU / CSU 
Bundestagsfraktion, Mechthild Ra-
wert, SPD-Abgeordnete und Mitglied 
des Gesundheitsausschusses, Daniel 
Bahr, Gesundheitspolitischer Sprecher 
der FDP-Bundestagsfraktion, Dr. 

Gregor Gysi, Vorsitzender der Bundes-
tagsfraktion Die Linke sowie Biggi 
Bender, Gesundheitspolitische Spre-
cherin von Bündnis 90 / Die Grünen. 
Aufmerksame Zuhörer waren alle 
Kassenärztlichen Vereinigungen, zahl-
reiche Delegierte regionaler Vertre-
terversammlungen, politisch interes-
sierte Ärzte und Psychotherapeuten 
sowie Vertreter der Berufsverbände.

sOLIDARITäT, Versorgungssicherheit 
und soziale Gerechtigkeit forderte 
 Bischof Dr. Wolfgang Huber, Vorsit-
zender des Rates der evangelischen 
Kirche in Deutschland, in seinem 
Gastvortrag ein. Alle Bürgerinnen 
und Bürger müssten Zugang zu ge-
sundheitlicher Versorgung haben, 
unabhängig vom sozialen Status. 
 Dabei ging er auf die aktuelle Diskus-
sion ein, die unter anderem den demo-
grafischen Wandel und die Finanzier-
barkeit des Gesundheitssystems 
betrifft. Das Gesundheitswesen solle 
als Teil der Sozialpolitik verstanden 
werden. Dabei müssten die Patienten 
im Vordergrund stehen. Fortbildung 
für Ärzte und Pfleger sei dabei äußerst 
wichtig. Diese Faktoren trügen dazu 
bei, dass das Gesundheitswesen nach-
haltig sei – tauglich auch in Zukunft 
als System und tauglich für den 
 Patienten. 

NAcH DER BuNDEsTAGswAHL gehe 
es nach Dr. Andreas Köhler, KBV-
Vorstandsvorsitzender, um grundsätz-
liche Weichenstellungen. Für Köhler 

gehören dazu ein eindeutiges Be-
kenntnis zum Kollektivvertrag einer-
seits und andererseits die Einführung 
einer sinnvollen Wettbewerbsordnung. 
Ergebnis des Kassenärztetags: Die 
Politiker sprachen sich mehrheitlich 
für Kollektivverträge aus, plädierten 
aber auch für eine Ergänzung um 
Einzelverträge. Wie jedoch notwendige 
Änderungen in der Gesundheitspoli-
tik umgesetzt werden könnten, dies 
 hänge von der neuen Regierung ab. 

DER kBv-vORsTANDsvORsITzENDE 
plädierte für einen geordneten Wett-
bewerb und einen Abbau der büro-
kratischen Regulierungen. Er forderte 
eine „Arzneimitteltherapie ohne Re-
gresse“. Nachdrücklich stellte er die 
Frage, wie die Parteien die Aufgabe 
der ärztlichen Selbstverwaltung, also 
der KVen, für die Zukunft sehen 

würden. Seine Forderung an die Par-
teien lautete: „Wir müssen die Frei-
beruflichkeit erhalten!“ Unter einer 
zunehmenden Ökonomisierung leide 
die soziale Gerechtigkeit, da die Öko-
nomie zu stark sei. Jeder Bürger habe 
nach Köhler das gleiche Recht auf 
Zugang zur Versorgung. Er beschrieb 
die Gefahr, Ärzte könnten zu Ver-
tragsmaklern einzelner Kassen und 

„Arzneimitteltherapie 

ohne Regresse“

ergo 03 / 09 05GEsuNDHEITspOLITIk AkTuELL



cDu / csu

FINANzIERuNG: Nach Auffassung der Union muss der 
Morbi-RSA an einzelnen Punkten korrigiert werden. 
Auch sollen mehr Steuermittel zur Finanzierung versiche-
rungsfremder Leistungen eingesetzt werden.

kOLLEkTIvvERTRAG: CDU und CSU wollen die Voraus-
setzungen dafür schaffen, dass „Kassen und Leistungser-
bringer mehr Möglichkeiten für passgenaue und einzel-
vertragliche Regelungen erhalten“. Kollektivvertragliche 
Regelungen seien dabei unabdingbar zur Sicherstellung 
der medizinischen Versorgung im ländlichen Raum.

HONORARsysTEm: Korrekturen beim ärztlichen Hono-
rarsystem sind erforderlich. Ziel ist es, eine leistungsge-
rechte, qualitätsorientierte und besonderen regionalen 
Rahmenbedingungen Rechnung tragende vertragsärzt-
liche Vergütung zu gewährleisten, die die Besonderheiten 
der Leistungen der einzelnen Arztgruppen berücksichtigt 
und den Ärzten mit festen Euro-Preisen Planungssicher-
heit gibt.

sELBsTvERwALTuNG: „Der Selbstverwaltung der Ärzte 
ist die Möglichkeit zu geben, sich wieder als echte Interes-
sensvertretung ihrer Mitglieder zu etablieren.“

Gesundheitspolitische Aspekte der Parteiprogramme zur Bundestagswahl 2009

damit zu Erfüllungsgehilfen mutieren. 
Um dies zu verhindern, müsse der 
Kollektivertrag Basis der Versorgung 
bleiben. Alle Einzelverträge sollten 
als Ergänzung zur Versorgungsver-
besserungen erprobt werden. „Wenn 
die Politik weiterhin ein selbstverwal-
tetes Gesundheitssystem will, muss sie 
dringend die Gestaltungsspielräume 
wieder herstellen“, so Köhler. Seine 
Fragen an die Politik daher: „Wie 
sieht eine sinnvolle Neuordnung aus? 
Welche Maßnahmen müssen zur 
Versorgungsgerechtigkeit und -sicher-
heit getroffen werden? Wie wird die 
bürokratische Regulierung zukünftig 
erleichtert? Wie gelangt man zu 
einem selbstverwalteten Gesundheits-
system?“. 

NAcH mEcHTHILD RAwERT (SPD), 
Biggi Bender (Bündnis 90 /Grüne) 
und Gregor Gysi (Die Linke) erreiche 
man das Ziel einer sicheren, solida-
rischen und gerechten Krankenversi-
cherung durch das Modell der Bür-
gerversicherung. Nur so könne der 
bisherige Leistungskatalog in vollem 
Umfang und ohne zusätzliche finan-
zielle Mittel beibehalten werden. 
Mehrheitlich waren die Politiker der 
Ansicht, dass die KVen notwendig 
seien und als Garant für eine flächen-
deckende Versorgung dienen. Gysi 
betont „Die KVen müssen bleiben, 
weil sie ein unverzichtbares Struktur-
element sind“. Für Gysi ist die Zu-
kunft ausschließlich im Kollektivver-
trag gewährleistet. 

DANIEL BAHR (FDP) sieht gleichfalls 
keine Lösung darin, das „Monopol 
KV“ durch das „Monopol Haus-
ärzteverband“ zu ersetzen. Er plädiert 
für Einzelverträge zwischen einzelnen 
Ärzten und Krankenkassen, wenn 
 diese zu einer Verbesserung der Ver-
sorgung führen, wobei der Sicherstel-
lungsauftrag unberührt bleiben 
müsse. Allerdings bräuchten KVen 
geeignete Werkzeuge für die Erfüllung 
des Sicherstellungsauftrags. Biggi 
Bender hingegen ist der Meinung, 
dass Kollektivverträge durch Einzel-
verträge ergänzt werden sollten. Die 

Versorgung im ländlichen Raum 
müsse gesichert sein. Wolfgang Zöller 
(CDU / CSU) sprach sich zudem für 
einen unveränderten Erhalt des Para-
graphen 73b aus, betonte aber, dass 

dies die Auffassung der CSU sei – 
 weniger die seine. Mit emotional er-
regten Beiträgen schloss sich die 
 Publikumsdiskussion an, in der es 
um die Monopolstellung des Haus-
ärzteverbandes bei Verträgen nach 
Paragraph 73b SGB V – den Verträ-
gen der hausarztzentrierten Versor-
gung – ging. 

FAzIT: Der Kassenärztetag am  
1. September in Berlin verdeutlichte 
eines: Die KVen sollen und wollen 
erhalten werden. Zwar würden medi-
zinische Versorgungszentren zur Ver-
sorgungssicherung beitragen, sollten 
jedoch nicht von Kapitalgesell-
schaften betrieben werden, sondern 
von niedergelassenen Ärzten. Dies 
könne eine gerechte Behandlung 
 garantieren und den Aufkauf der me-
dizinischen Versorgung mit vorran-
gigen Gewinninteressen vermeiden.

„MVZ ohne 

Kapital interessen“

Dr. Andreas Köhler: Kollektivvertrag nur mit 
sinnvoller Wettbewerbsordnung.
Fotos: Kassenärztliche Bundesvereinigung.
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mvz: Medizinische Versorgungszentren sollen nur unter 
bestimmten Voraussetzungen zugelassen werden. We-
sentlich ist dabei vor allem, dass diese nur von Ärzten 
und Krankenhäusern als Träger verantwortlich geführt 
werden.

FREIBERuFLIcHkEIT: Die Freien Berufe müssen auch 
weiterhin eine der tragenden Säulen erstklassiger Patien-
tenversorgung sein. Darüber hinaus sollen bürokratische 
Vorgaben und Dokumentationspflichten auf ein notwen-
diges Maß reduziert werden.

ARzNEImITTEL: „Auswüchse“ im Versandhandel sollen 
eingedämmt und Rabattverträge überarbeitet werden. 
Die Vielzahl an Steuerungsinstrumenten im deutschen 
Arzneimittelmarkt sollen auf Wirksamkeit und Sinnhaf-
tigkeit überprüft werden.

kRANkENHäusER: Weiterentwicklung der integrierten 
Versorgung und Überwindung der Sektorengrenzen. Aus-
bau und Förderung palliativmedizinischer Versorgungs-
angebote.

pRävENTION: Die Prävention soll gestärkt werden, ohne 
jedoch dabei neue Bürokratie zu schaffen. Dazu sollen 
vorhandene Kooperationen auf kommunaler und regio-
naler Ebene ausgebaut werden. Darüber hinaus ist eine 
Weiterentwicklung von Bonus-Modellen, Wahl- und 
Selbstbehalttarifen anzustreben.

pATIENTENREcHTE: Nach dem Willen der Union sollen 
Kriterien zu Leistung, Qualität und Preis zu mehr Trans-
parenz beitragen. Auch soll die unabhängige Patientenbe-
ratung gestärkt werden sowie die Patientenrechte in einem 
eigenen Patientenschutzgesetz kodifiziert werden.

pkv: Die Union bekennt sich zur PKV als Voll- und Zu-
satzversicherung. Eine stärkere Zusammenarbeit zwi-
schen GKV und PKV soll angestrebt werden.

DROGENpOLITIk: Die Legalisierung angeblich „weicher 
Drogen“ wird von den Konservativen abgelehnt.

spD

FINANzIERuNG: Die Sozialdemokraten fordern die Ein-
führung einer paritätisch finanzierten Bürgerversicherung, 
in der alle Einkommensarten zur Finanzierung mit einbe-
zogen werden. Ausgehend vom Prinzip der solidarischen 
Finanzierung der Krankversicherung soll zudem der Steu-

eranteil weiter erhöht werden. Darüber hinaus strebt die 
SPD eine Weiterentwicklung des Morbi-RSA sowie die 
Einbeziehung der PKV in den Finanzausgleich an.

kOLLEkTIvvERTRAG: Weitere Schritte zur Flexibilisie-
rung des Vertragsgeschehens sind nach Ansicht der SPD 
notwendig. Nur Kollektiv- und Einzelverträge gewährleis-
ten zusammen eine ausreichende flächendeckende Versor-
gung.

HONORARsysTEm: Einführung einer einheitlichen Ge-
bührenordnung für die ambulante medizinische Versor-
gung.

ARzNEImITTEL: Zur Stärkung der Effizienz im Gesund-
heitswesen sollen Kosten-Nutzen-Bewertungen neuer 
Arzneimittel und Therapien verstärkt angewandt werden.

kRANkENHäusER: Die SPD plant eine Öffnung der 
Krankenhäuser für die ambulante Versorgung bei gleicher 
Vergütung medizinischer Leistungen.

pRävENTION: Die Sozialdemokraten fordern ein spezi-
elles Präventionsgesetz sowie die Einbeziehung der PKV 
zur Finanzierung von Präventionsmaßnahmen.

pATIENTENREcHTE: Bestehende Regelungen sollen in 
einem Patientenrechtegesetz zusammengeführt werden.

GEsuNDHEITsBERuFE: Ärztliche und nicht-ärztliche me-
dizinische Berufe müssen stärker zusammenarbeiten. Dies 
kann beispielsweise durch flache Hierarchien, Entlastung 
der Ärzte von bürokratischen Aufgaben durch speziali-
sierte Assistenzkräfte oder durch mehr Kompetenzen für 
pflegerische Berufe erfolgen.

FDp

FINANzIERuNG: Von den Liberalen wird die Abschaffung 
des Gesundheitsfonds gefordert. Stattdessen soll Beitrags-
autonomie der gesetzlichen Krankenkassen wieder herge-
stellt werden. Analog zur PKV soll auch die GKV mittel- 
bis langfristig durch ein leistungsgerechtes Prämiensystem 
mit Kapitaldeckung finanziert werden, welches die Lasten 
generationengerecht verteilt. Der soziale Ausgleich soll 
dabei ausschließlich im Steuer und Transfersystem statt-
finden. Die Praxisgebühr soll abgeschafft werden.
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Honorarsystem: Ärzte und andere Leistungserbringer 
müssten leistungsgerecht und nach transparenten Krite­
rien vergütet werden. In diesem Zusammenhang wird die 
Einführung des Kostenerstattungsprinzips verbunden mit 
einer Selbstbeteiligung gefordert.

FreiberuFlicHkeit: Neben der freien Arztwahl ist vor 
allem die Freiberuflichkeit Garant für eine hochqualita­
tive Gesundheitsversorgung der Bevölkerung.

telematik: Die Chancen der Telematik müssen genutzt 
werden, solange ein hohes Datenschutzniveau gewährleis­
tet ist.

Prävention: Die FDP fordert eine zielgruppenorien­
tierte und umfassende Aufklärung, die jedoch eine klare 
Aufteilung von der Aufgaben­ und Finanzverantwortung 
voraussetzt.

organtransPlantation: Neben einer besseren Auf­
klärung und Motivation der Bevölkerung regen die Libe­
ralen an, die Organ­Lebendspende zu erleichtern.

DrogenPolitik: In der Drogen­ und Suchtpolitik setzt 
die FDP auf die drei Säulen Prävention, Therapie und, wo 
notwendig, Repression.

bÜnDnis 90 / Die grÜnen

Finanzierung: Die Grünen fordern die Einführung ei­
ner „grünen“ Bürgerversicherung, in der alle Berufsgrup­
pen und Einkommensarten zur Finanzierung mit einbezo­
gen werden. Der Gesundheitsfonds, aber auch Praxisgebühr 
und andere Zuzahlungen sollen abgeschafft werden.

kollektivvertrag: Mit der Einführung der Bürger­
versicherung sollen auch Strukturreformen wie beispiels­
weise die Stärkung der hausarztzentrierten Versorgung 
angegangen werden.

arzneimittel: Die Ökopartei setzt sich für eine Positiv­
liste ein, die durch transparente und nachvollziehbare 
Kosten­Nutzen­Bewertungen bei Neuzulassungen von 
Medikamenten ergänzt wird.

krankenHäuer: Die Barrieren zwischen stationärer 
und ambulanter Versorgung und Rehabilitation und Pfle­
ge sollen überwunden werden.

Prävention: Die Verabschiedung eines wirksamen  
Präventionsgesetzes hat für die Grünenpartei oberste  
Priorität.

LeistungskataLog: Einbeziehung alternativer Behand-
lungsarten in den Leistungskatalog.

Patientenrechte: Die Zusammenfassung und Weiter-
entwicklung aller bestehenden Regelungen in ein Pati-
entenrechtegesetz wird angestrebt. Zusätzlich wird die 
Position der Patienten durch Maßnahmen zur Evaluie-
rung und Offenlegung der Qualität medizinischer 
Leistungen maßgeblich verbessert.

DrogenPoLitik: In dem Bereich setzt die Partei auf den 
Dreiklang Prävention, Hilfe und Entkriminalisierung. 
Zudem soll eine legale Abgabeform von Cannabis über 
lizenzierte Fachgeschäfte ermöglicht werden.

Die Linke

Finanzierung: Die Linkspartei fordert die Einführung 
einer solidarischen Bürgerversicherung und Abschaffung 
der Beitragsbemessungsgrenze sowie die Abschaffung al-
ler Zuzahlungen.

honorarsystem: Dem Ärztemangel in ländlichen Regi-
onen könne unter anderem durch gute Bezahlung entge-
gengewirkt werden.

arzneimitteL: Die Linke fordert die Einführung einer 
Positivliste mit festen Preisen. Zudem soll die Mehrwert-
steuer für Arzneimittel auf den ermäßigten Satz gesenkt 
werden.

krankenhäuser: Neben der Beibehaltung der staatli-
chen Krankenhausplanung und –finanzierung setzt sich 
die Partei für eine engere Vernetzung ambulanter und sta-
tionärer Einrichtungen ein.

LeistungskataLog: Ausrichtung des Leistungskatalogs 
der GKV am medizinischen Bedarf.

teLematik: Aufgrund datenschutzrechtlicher Bedenken 
wird der Stopp der elektronischen Gesundheitskarte ge-
fordert.

Patientenrechte: Die Rechte von Patienten und Pfle-
gebedürftigen müssen gestärkt werden.

Prävention: Auch im Hinblick auf die langfristige Fi-
nanzierbarkeit des Gesundheitswesens soll die Prävention 
mittels eines eigenen Gesetzes ausgebaut werden.
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Während im Juli und August die Zei-
tungen normalerweise mit dem Som-
merloch kämpfen, sorgten die baden-
württembergischen Ärzte Anfang Juli 
für ein Rauschen im Blätterwald. Die 
Mediziner machten mit Praxisschlie-
ßungen und Demonstrationen – wie 
etwa die Baden-Badener Ärztinnen 
und Ärzte bei der symbolischen Pro-
testauswanderung Richtung Frank-
reich – ihrem Unmut Luft, um gegen 
die Gesundheitsreform und ihre da-
mit mehr und mehr schrumpfenden 
Honorare zu kämpfen. Um die Baden-
Württemberger als Verlierer der Ho-
norarreform ging es abermals auch 
bei der Vertreterversammlung der 
KV am 8. Juli. Weitere Themen waren 
die Diskussionen über die HzV-
Bereinigung, die vierte Abschlagszah-
lung im Juli für das 1. Quartal 2009 
sowie die Richtgrößen und die Ver-
einbarung über Praxisbesonderheiten 
im Bereich Heilmittel.

Für eine auch zukünftig zu gewähr-
leistende Mitbestimmung der Dele-
gierten der regionalen Vertreterver-
sammlungen für die Interessen der 
Ärzte warb die Vorsitzende der Ver-
treterversammlung Dr. Birgit Clever 
in ihrem eingehenden Vortrag und 
sprach sich klar gegen weitere Zen-
tralisierungsbestrebungen der KBV 
aus. Dies sei zwar geeignet, den Ver-
werfungen in der Honorarlandschaft 
und den unterschiedlichen Interessen 
der Ärzte besser Herr werden zu kön-
nen, sei jedoch in seiner zentralis-
tisch-machtorientierten Form eine 
ungeeignete Strategie, dem Vertrau-
ensverlust und der zunehmenden 
 Politikverdrossenheit der Ärzte ent-
gegenzuwirken oder eine zukunftso-
rientierte Identifikationsbasis zu schaf-
fen. „Und ohne Identifikation ihrer 

Mitglieder ist jede Institution zum 
Scheitern verurteilt!“ so Clever. Hier 
müsse fundamental Boden gewonnen 
werden, um nicht die Organisations-
reform zum Scheitern zu bringen.

sEIN vERsTäNDNIs für die Ärzte-
proteste brachte der Vorstandsvor-
sitzende Dr. Achim Hoffmann-
Goldmayer zum Ausdruck. Auch er 
wandte sich gegen die Zentralisie-
rungsideen der KBV. Er führte aus, 
dass sich die Delegierten der KBV-
VV aus Baden-Württemberg hier 
bereits warnend in die Diskussion 
eingebracht hätten. Er schilderte sei-
nen Eindruck: „Diese unsere Beden-
ken werden allerdings nicht von allen 
KVen so gesehen. Umgekehrt pro-
portional zur Größe des jeweiligen 
KV-Bezirkes würden diese Vorstel-
lungen durchaus begrüßt.“ Er führte  
in seinem Bericht zur Lage weiter 
aus, die Proteste und auch die Kam-
pagne der KVBW „Stoppt den Unsinn“ 
seien unerlässlich, um die Benachtei-
ligung durch die Hono rarreform und 
den Gesundheitsfonds für Ärzte und 
Psychotherapeuten in Baden-Würt-
temberg zu verdeutlichen. Sie seien 
auch Grundlage für anstehende Ge-
spräche. Zudem dankte er dem Minis-
terpräsidenten Oettinger und auch 
der Sozialministerin Dr. Monika Stolz, 
die dafür gesorgt hätten, dass auch 
auf Bundesebene Beachtung für die 
Baden-Württemberger Forderungen 
bestehe. Diese müssten auf der 
Grundlage der Zahlen der abschlie-
ßenden Abrechnung des 1. Quartals 
2009 mit knallharten Argumenten 
weiter untermauert werden.

zENTRALEs THEmA in seinem Vor-
trag war die Bereinigungsproblema-
tik innerhalb der Systematik der 

hausarztzentrierten Versorgung ge-
mäß Paragraph 73b SGB V. Die KV 
Baden-Württemberg, so Hoffmann-
Goldmayer, sei Modellregion für die 
Bereinigung. Grundsatz sei aber hier-
bei, dass ein nicht am HzV-Vertrag 
teilnehmender Arzt keine Benachtei-
ligung erfahren darf. Benachteiligt 
fühlte sich aber Medi-Chef Dr. Werner 
Baumgärtner, denn er befürchtet, dass 
die Abschlagszahlungen für Haus-
ärzte, die am AOK-Vertrag teilneh-
men, unverhältnismäßig stark gekürzt 
werden. In einer Resolution forderten 
die Vertreter, der Vorstand der KVBW 
solle sicherstellen, dass bei der Berei-
nigung der HzV-Verträge die Bereini-
gung im tatsächlichen Umfang der 
AOK-Kürzung stattfinden solle. Fer-
ner dürfe die Kürzung nicht bei Ver-
tragsärzten oder Psychotherapeuten 
erfolgen, die nicht am HzV-Vertrag 
teilnehmen. 

DR. wOLFGANG HERz berichtete 
über den Stand der Abrechnung. Mitte 
Juli, so kündigte er an, sei mit der 
vierten Abschlagszahlung für die 
Abrechnung des Quartals 1 / 09 zu 
rechnen. Herz erläuterte, warum die 
Situation Baden-Württembergs so 
besonders in der Honorarlandschaft 
ist. Beachtet werden müsse einerseits 
die HzV-Bereinigung und zweitens 
die Konvergenz, also der Schutz-
schirm, der sicherstellen soll, dass 
kein Arzt mehr als fünf Prozent ver-
liert. Erst wenn diese Berechnungen 
durchgeführt worden seien, könne 
man die Endabrechnung vorlegen – 
vermutlich Ende September.

DIE FEHLENDEN Abrechnungsergeb-
nisse sorgten für erheblichen Unmut 
unter den Delegierten. Dres. Baum-
gärtner, Roder, Vitzthum et al. for-

Vertreterversammlung: Politik muss die 
zugesagten Gelder zur Verfügung stellen

Tauziehen um die Bereinigung in der hausarztzentrierten Versorgung
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derten eine Antwort auf die drän-
gendsten Fragen bezüglich der Hono- 
rarreform, unter anderem, ab wann 
es wieder rechtssichere Schlusszah-
lungen gibt, ob der Schutzschirm für 
alle Quartale 2009 gilt und wann 
denn die zugesagten 140 Millionen 
Euro der Bundesregierung zu erwar-
ten sind. (siehe Kasten) 

In eIner resolutIon forderten 
Vertreterversammlung und Vorstand 
die Politik auf, die zugesagten Geld-
mittel ohne Verzögerung zur Verfü-
gung zu stellen. Die zusätzlichen 
Gelder würden dringend jetzt ge-
braucht, denn nur ein Schutzschirm 
begrenze die Verluste der Praxen zu-
mindest noch auf 95 Prozent des Um-
satzes des jeweiligen Vorjahresquar-
tals. Ohne diesen Schutzschirm 
würden existenzbedrohende Hono-
rarverwerfungen die vertragsärztliche 
wie -psychotherapeutische Versor-
gung im Land in höchstem Maße ge-
fährden. 

VorstandsmItglIed Dr. Jan Geld-
macher referierte über die Arzneimit-
telrichtgrößenprüfungen 2006, die 
im vergangenen Jahr stattfand. Dabei 
wurden 11.105 Praxen überprüft. 

Obwohl über 1.000 Praxen ihre 
Richtgrößen um mehr als 25 Prozent 
überschritten haben, kamen nach Be-
rücksichtigung der Praxisbesonder-
heiten letztlich nur 114 Ärzte in den 
Regress. Geldmacher kündigte auch 
einen Katalog von Praxisbesonder-
heiten an, der in Zukunft die Versor-
gung von chronisch kranken Men-
schen sicherstellen soll. Der Katalog 
– mittlerweile verschickt an die Mit-
glieder mit dem Rundschreiben vom 
24. Juli – soll rückwirkend zum 
1. Januar 2009 gelten und konnte 
nach langwierigen Verhandlungen 
mit den Krankenkassen beschlossen 
werden. Für großen Ärger unter den 
Delegierten sorgten die Heilmittel-
richtgrößen 2009. Die Heilmitteler-
bringer, klagte Dr. Geldmacher, 
schafften eine künstliche Nachfrage, 
die Ärzte hingegen, so ein Mitglied 
der Vertreterversammlung, hätten in 
der Praxis Unsägliches auszuhalten, 
wären einem großen Druck von Me-
dien und Patienten ausgesetzt, wenn 
sie nicht das verordneten, was erwar-
tet werde.

Über den aktuellen Stand um 
die Einführung der elektronischen 
Gesundheitskarte (eGK) berichtete 

Vorstandsmitglied Dr. Thomas 
 Zalewski. Der Vertrag mit der Ar-
beitsgemeinschaft (ARGE) läuft Ende 
des Jahres 2009 aus und wird nicht 
verlängert. Die Kassen jedoch, so 
 Zalewski, seien gesetzlich verpflich-
tet, die eGK einzuführen. Problema-
tisch werde es dann, wenn die Versi-
cherten mit der neuen Karte 
ausgestattet würden, den Ärzten aber 
die neuen Lesegeräte fehlten. Ange-
nommen wurde dann auch ein An-
trag von Mitgliedern der Vertreter-
versammlung, wonach der Vorstand 
den Basis-Rollout so lange verhin-
dern soll, bis die technischen Pro-
bleme vollständig ausgeräumt sind 
und die 100-prozentige Finanzierung 
der Geräte in den Arztpraxen sowie 
der Installationsaufwand durch die 
Krankenkassen verbindlich zugesi-
chert ist.

Beschlossen wurden außerdem 
die Richtlinien zur Förderung der 
Weiterbildung in der Allgemeinmedi-
zin. Sie wurden mit Versand des 
Rundschreibens vom 24. Juli rechts-
wirksam.

1.  Ab wann gibt es wieder rechtssichere Schlusszah-
lungen?

  Rechtsmittelfähige Honorarbescheide werden für alle 
Quartale des Jahres 2009 erfolgen, allerdings zeitlich 
verzögert. Die Gründe hierfür wurden in der Vertreter-
versammlung ausführlich dargestellt. Eine Ist-Abrech-
nung zum 15. Juli hätte alle prognostizierten Honorar-
verwerfungen Realität werden lassen. Die Berechnungen 
der 4. Abschlagszahlung und die Regelungen zur Kon-
vergenz erfordern einen deutlichen zusätzlichen Auf-
wand, der zu diesen Zeitverzögerungen führt. Wir 
gehen davon aus, dass rechtsmittelfähige Honorarbe-
scheide sechs bis zehn Wochen später als gewohnt ver-
sandt werden können. 

2.  Wann erfolgt die Schlusszahlung für das 1. Quartal?
  Eine Schlusszahlung erfolgt mit Erlass des Honorarbe-

scheides für das Quartal 1 / 2009

3.  Gilt der Schutzschirm für alle Quartale 2009?
  Ja, der Schutzschirm gilt für das Gesamtjahr 2009 

4.  Reicht das Geld für den Schutzschirm bei Haus- und 
Fachärzten? 

  Beide Versorgungsbereiche werden gleichermaßen ein-
bezogen. 

5.  Existiert eine Rechtsgrundlage für die 140-Millionen-
Euro-Zusage der Kanzlerin? Woher hat der Vorstand 
die Information, dass 140 Millionen Euro zugesagt 
sind? Wann rechnet die KVBW mit dem Geld? 

  Die Modalitäten dieser zusätzlichen Geldmittel werden 
im Moment auf höchster politischer Ebene verhandelt.

6. Zahl der nicht beschiedenen Honorarwidersprüche? 
  Seit dem 2. Quartal 2005 sind bei der KV Baden-Würt-

temberg 96.000 Widersprüche eingegangen. Davon 
sind 52.000 Widersprüche ruhend gestellt. Noch offen 
sind circa 31.000 Widersprüche, die übrigen sind be-
schieden. 

FRAGEN DER DELEGIERTEN AN DEN vORsTAND
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„Wie verändert die Bundestagswahl 
unsere Gesundheitspolitik?“ Beim 
baden-württembergischen Ärztetag 
nutzten Vertreter von fünf Parteien 
die Möglichkeit, für ihre Sache 
zu werben. Besonders für Annette 
Widmann-Mauz  (CDU) wurde die 
Diskussion zum Spießrutenlauf, bei 
dem die eloquente Politikerin zwar 
den Fehdehandschuh kampflustig 
aufnahm, sich aber mit einigen ihrer 
Statements keine Freunde machte. 
Auch Peter Friedrich  (SPD) konnte 
die Gesundheitspolitik seiner Partei 
nicht als Erfolg verkaufen. „Am 
Wahltag werden wir abrechnen!“, 
versprach ein Zuhörer.

Die Air-Condition brachte am 
17. Juli zwar den Saal des Mövenpick 
Airport Hotels auf angenehme Tem-
peraturen, Gewitterstimmung herr-
schte indes draußen wie drinnen. 
„Hey Leute, die Kiste brennt. Ihr 
könnt uns nicht mehr länger vertrös- 
ten!“, klagte ein Mediziner das ver-
sammelte Podium an. Neben Annette 
Widmann-Mauz und Peter Friedrich 
diskutierten Dr. Ulrich Noll  (FDP), 
Biggi Bender (Bündnis 90  / Grüne), 
Dr. Daniel Rühmkorf (Die Linke) 
sowie Dr. Matthias Fabian (Zweiter 
Vorsitzender des Marburger Bundes, 

LV Baden -Württemberg) und Dr. 
Wolfgang Herz (Stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender der KVBW). 
SAT.1-Moderator Ulrich Meyer sorgte 
als Diskussionsleiter für geordnete 
Abläufe und auflockernde Gags. Die 
waren bitter nötig, lag doch bei vie-
len Ärzten die Laune am Boden dank 
Honorarreform.

sEIT 1994 gehe das Honorar der 
Praxen immer weiter runter, umriss 
Wolfgang Herz die Lage der Ärzte. 
Gleichzeitig müssten immer mehr 
Patienten behandelt und ein wach-
sender Berg an Bürokratie im Praxis-
alltag bewältigt werden. Und jetzt 
auch noch die Honorarreform: Mit 
gut 60 Prozent Verlierern rechnete der 
KV-Vizechef. Annette Widmann-Mauz 
zeigte sich ansatzweise einsichtig: 
„Wenn es Verlust gab, dann ist das 
nicht beabsichtigt. Dann müssen wir 
Regelungen finden.“ Von dem einge-
schlagenen Kurs ablassen mag sie 
jedoch nicht, warb für Geduld mit 
der Reform und forderte dazu auf, 
„langen Atem zu beweisen“. 

HIER LIEGT sie auf einer Linie mit 
Peter Friedrich. Er mochte von Ver-
lusten für die Ärzte gar nichts hören 
und verwies auf die angehobene Ho- 

norarsumme, die in Baden-Württem-
berg zwischen 2007 und 2008 für 
klingelnde Kassen gesorgt hätten. 
Das ließ Herz nicht gelten: Es gehe 
nicht ums Gesamthonorar, sondern 
um die Verteilung. „Suchen Sie ge-
meinsam mit uns nach Lösungen, um 
diese brutale Umverteilung zu ver-
hindern.“ Der Honorarreformschock 
wäre nach Ansicht der gesundheits-
politischen Sprecherin der Grünen im 
Bundestag Biggi Bender gar nicht  
nötig gewesen. Sie hätte es gerne  
gesehen, wenn es bei der Honorar- 
reform wie bei der Einführung der 
DRGs eine einjährige Probephase 
gegeben hätte – das Geld letztlich zu 
verteilen, sei aber allein Aufgabe der 
Selbstverwaltung und nicht der 
Politik. 

uLRIcH NOLL, Zahnarzt und FDP-
Landtagsabgeordneter, stellte sich 
vor die Ärzte in Baden-Württemberg: 
Einer definierten Leistung müsse ein 
definierter Preis gegenüberstehen. 
Ganz unsäglich: Der Gesundheits-

Erregte Ärzte bei Diskussions- 
veranstaltung: „Die Kiste brennt!“

Politische Opposition geschlossen gegen Gesundheitsfonds

„Probephase für den 

Gesundheitsfonds“
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fonds und die damit verbundenen 
Mittelabflüsse aus dem Land. Diese 
gesamtdeutsche Umverteilung fand 
allerdings in den Augen von Daniel 
Rühmkorf von den Linken Beifall. 
Jeder Arzt solle das gleiche Honorar 
bekommen, egal wo in Deutschland 
er praktiziere. Das Regelleistungs- 
volumen (RLV), das vor allem in der 
Diskussion mit dem Publikum für 
böses Blut sorgte, ist für Noll eine in-
diskutable, individuelle Budgetierung 
und eine „Prämie für das Unterlassen 
von Leistungen“. Noll verwehrt sich 
gegen alle Ideen der CDU und SPD: 
„Wir müssen einen radikalen System-
wechsel hinkriegen“, fordert er. Dazu 
gehöre auch das sofortige Ende des 
Gesundheitsfonds, der wegen der 
Mittelabflüsse schädlich für Baden-
Württemberg sei. 

Weg mit dem Gesundheitsfonds, 
meint auch Biggi Bender. Kassen 
sollten ihre Beiträge selbst bestimmen 
können. Ein Nebeneinander von PKV 
und GKV will sie aber nicht mehr 
dulden. Sie sprach sich für eine nach-
haltige Finanzierung aus, die nicht 
vom Bundeshaushalt abhängig sein 
dürfe, Stichwort Bürgerversicherung. 
Auch Linke und SPD wollen auf 
diesem Wege andere Einkommens- 

gruppen in die Pflicht nehmen und 
über Steuerzuschüsse mehr Geld ins 
System bringen.

wIE sOLL Es wEITERGEHEN? Herz 
fordert als Vertreter der ärztlichen 
Selbstverwaltung, die Einzelleis- 
tungen betriebswirtschaftlich korrekt 
zu honorieren, gleichzeitig will er den 
Patienten verstärkt in Anspruch neh-
men. „Es muss mehr Ehrlichkeit in 
die Diskussion“. Kernfrage ist für 
ihn, was künftig die Solidargemein-
schaft noch finanzieren solle und was 
selbstfinanziert werden müsse. Das 
deckt sich mit dem Kurs der Libe-
ralen. Noll umreißt diesen als zwei-
gliedriges System aus einem solida-
risch zu finanzierenden Grundversich- 
erungsbereich plus eigenfinanzierten 

Zusatzleistungen. Der Fonds bleibt 
für ihn indiskutabel. Annette Wid-
mann-Mauz steht wie Peter Friedrich 
zum Gesundheitsfonds, möchte aber 
den Morbi-RSA einfacher und „mani-
pulationsresistenter“ machen. Eine 
Lösung für den Ärztemangel im länd-
lichen Raum sieht sie in Zuschlägen 
für niederlassungswillige Ärzte, finan- 
ziert durch Abschläge von Kollegen 
aus den städtischen Gebieten. 

DAs GRössTE RäTsEL dürfte indes 
sein, wie CDU und FDP in Gesund-
heitsfragen miteinander klarkommen 
sollen – zumindest beim Ärztetag flo-
gen zwischen den potentiellen Koali-
tionspartnern die Fetzen. 

kvBw uND vOLksHOcHscHuLEN DEHNEN kOOpERATION Aus

Im Wintersemester 2009 / 2010 beteiligen sich landesweit 
30 Volkshochschulen an der gemeinsamen Veranstal-
tungsreihe „Arzt-Patienten-Forum – Gesundheit im 
 Gespräch“. Ärzte, Psychotherapeuten und weitere 
 Gesundheitsexperten informieren bei den Vortragsveran-
staltungen allgemeinverständlich über Gesundheitsthe-
men aller Art. Im Anschluss können sich die Besucher mit 
ihren Fragen direkt an die Fachleute wenden.

Das bereits im September beginnende Programm des 
Wintersemesters 2009 / 2010 bietet Informationen zu 
Krankheitsbildern wie zum Beispiel Rückenschmerzen, 
Arthrose, Bluthochdruck, Depressionen, ADHS oder Nie-
renerkrankungen. Ausgangsbasis für das landesweite Pro-
jekt ist eine seit über zehn Jahren bestehende Kooperation 
zwischen KV und Volkshochschulen im Regierungsbezirk 
Nordwürttemberg.

„Durch die Ausweitung können nun Bürger in ganz Baden-
Württemberg von diesem interessanten und qualitativ 
hochwertigen Informationsangebot profitieren“, erläutert 
KV-Chef Dr. Achim Hoffmann-Goldmayer, den Ausbau 
der Kooperation. „Ziel der Veranstaltungen ist es, das 
Gesund heitsbewusstsein der Bürger zu schärfen und zur 
Gesundheitsvorsorge zu ermuntern“, so Hoffmann-Gold-
mayer.

ergo liegt als Anlage ein Bestellformular für farbige Pla-
kate im DIN  A3 - Format sowie für Handzettel im 
DIN  A5 - Format mit den wichtigsten Informationen zu 
den Veranstaltungen bei. Plakate und Handzettel zum 
Aushang /Auslage in der Praxis beziehungsweise Klinik 
können mit dem Formular bestellt werden.

www.kvbawue.de  →  Zugang für Bürger →
Veranstaltungskalender
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Forderung nach einer Reset-Taste 
für die Gesundheitsreform

Diskussionsveranstaltung zur Gesundheitspolitik in Wahlkampfzeiten

Gesundheit und Gesundheitsreform 
zählen zu den Topthemen im Bundes- 
tagswahlkampf. Deswegen hatten 
die baden-württembergischen Grünen 
am 22. Juli nach Stuttgart ins Abge-
ordnetenhaus zu einer Podiumsdis-
kussion eingeladen. Zum Thema 
„Gute Besserung – Therapien für ein 
chronisch krankes System“ diskutier-
ten Dr. Achim Hoffmann-Goldmayer, 
Vorstandsvorsitzender der KVBW, 
Frank Winkler, Pressesprecher des 
Verbands der Ersatzkassen (VdEK), 
Dr. Stefan Bilger, Hausarzt und Vor-
standsmitglied des Hausärzteverbands, 
und Biggi Bender, gesundheitspoli-
tische Sprecherin der grünen Bundes-
tagsfraktion. Moderiert wurde die 
Veranstaltung von Bärbl Mielich, ge-
sundheitspolitische Sprecherin und 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
der Grünen im baden-württember-
gischen Landtag.

„Am liebsten wäre mir die Reset- 
Taste gewesen“, beurteilte Dr. Achim 
Hoffmann-Goldmayer die Gesund-
heitsreform. Vor gut 80 Zuhörerinnen 
und Zuhörern umriss er noch einmal 
die Misere der Reformen für die nie-
dergelassenen Ärzte und Psychothera- 
peuten: Ulla Schmidts Honorarver-
sprechen von zehn Prozent plus für 
die Ärzte – in Baden-Württemberg: 
Makulatur. Ulla Schmidts Zusiche-
rung, keine KV solle abstürzen – im 
Südwesten, wo einzelne Fachgruppen 
dramatisch verlieren: Eindeutig ge-
scheitert. Ende der Budgetierung: 
Auch dies Fehlanzeige. Hoffmann-
Goldmayer forderte als eine der 
denkbaren Therapien für das kranke 
System eine faire Bezahlung der Ärzte 
auf Basis einer betriebswirtschaft-
lichen Kalkulation. Regionale Gesichts- 
punkte müssten unbedingt stärker 
berücksichtigt werden. Weiter monierte 

er, dass die Summen, die ins Gesund-
heitssystem fließen, immer stärker 
Richtung Pharmaindustrie geleitet 
würden und weg von den Ärzten. 

FRANk wINkLER vom VdEK rech-
nete mit spitzem Bleistift vor, dass 
allein 2007 rund 253 Milliarden 
Euro für die Gesundheit ausgegeben 
worden seien, mithin also 10,4 Prozent 
des Bruttoninlandproduktes. Am Geld 
könne also die Misere nicht festge-
macht werden. Er identifiziert viel-
mehr das Inseldasein einzelner Sek-
toren als Grundübel: „Eine integrierte 
Versorgung mit sektorenübergreifen-
dem Denken ist wichtig.“

DAs HERumDOkTERN der Großen 
Koalition am Gesundheitssystem er-
regt bei der Opposition erwartungs-
gemäß Widerstand. Am Gesundheits-
fonds ließ Biggi Bender kein gutes 
Haar. Er sei nichts als eine „Reform- 
attrappe mit Risiken und Nebenwir-
kungen“. Häufen doch die Kassen 
Schulden beim Bund auf. Die Rück-
zahlung sei aber eleganterweise auf 
2011 verschoben und damit einer 
Diskussion um dieses Geld im Wahl-
kampf der Boden entzogen. Dass die 
Ärzte nun mit den Fingern auf die 
Politik zeigen, kann sie aber nicht so 
ganz nachvollziehen. Immerhin ob-
liege die Verteilung der Gelder der 
Ärzteschaft. Und was die Honorarre-
form anbelange, habe man „1:1 in 
Kraft gesetzt, was die Selbstverwal-
tung sich ausgedacht hat.“

BREITEN RAum NAHm die Diskus-
sion um die neue Vertragswelt ein. 
Kollektivverträge halten die Grünen 
zwar für nicht allein selig machend 
und die Möglichkeit von Hausarzt-
verträgen richtig. Aber: Die Kassen 
sollen nicht erpresst werden können, 

wie es derzeit die Vorzugsbehandlung 
des Hausärzteverband ermögliche. 
Auch Frank Winkler meldete Beden-
ken an. HzV bedeute ein Wettbewerb 
um die beste Bezahlung. „1800 Ver-
träge müssen derzeit über Schieds- 
ämter entschieden werden.“ Stefan 
Bilger als Vertreter des Hausärztever-

bandes warb für den HzV-Vertrag 
der AOK: Während das bisherige 
Vergütungssystem auf Masse setze 
und eine Rückkehr zu den Einzelleis- 
tungen, wie es die KBV fordere, eine 
Rückkehr ins Hamsterrad sei, locke 
der Vertrag der AOK mit hohen 
Grundpauschalen. Das kann Bender 
nachvollziehen. Sie habe von Ärzten 
gehört, diese kontaktunabhängige 
Pauschale sei „das affengeilste über-
haupt“. 

INTENsIv sETzTE sIcH das Podium 
mit dem Thema Medizinische Ver-
sorgungszentren (MVZ) auseinander. 
Diese waren lange Zeit das Schreck-
gespenst der Niedergelassenen. KV-
Chef Hoffmann-Goldmayer sprach 
sich entschieden gegen ein MVZ un-
ter rein kommerzieller Trägerschaft 
aus, ein MVZ unter ärztlicher Feder-
führung hingegen sei durchaus eine 
wichtige Ergänzung der Versorgungs-
landschaft. Biggi Bender kann sich 
mit einer Vorgabe der Trägerstruktur 
für MVZ nicht anfreunden. „Ärzte 
und Krankenhäuser sollen MVZ auf-
machen können.“
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Seit dem 1. Juli 2009 ist das Mit- 
gliederportal „KVBW intern“ online 
und für die Mitglieder der KVBW 
über eine gesicherte Internetverbin-
dung erreichbar. In diesem für Ver-
tragsärzte und -psychotherapeuten 
geschützten Mitgliederbereich eröff-
nen sich ganz neue Möglichkeiten 
der internetbasierten elektronischen 
Datenübermittlung. Im ersten Monat 
wurden bereits knapp siebenhundert 
elektronische Dateien (Abrechnungs-
dateien und Dokumentationen für 
das Hautkrebsscreening) auf sicherem 
Wege von den baden-württembergi- 
schen Praxen an die KVBW übertragen. 
Über zweieinhalbtausend Ärzte und 
Psychotherapeuten haben sich bereits 
für den neuen Portaldienst registriert, 
Tendenz täglich ansteigend.

Neben der elektronischen Übertra-
gung von Abrechnungs- und Doku-
mentationsdateien stehen in der ersten 
Ausbaustufe des Portals weitere mit-
gliederorientierte Mehrwertdienste 
rund um die Uhr zur Verfügung. Ein 
elektronisches Dokumentenarchiv 
ermöglicht es, individuelle Doku-
mente wie beispielsweise Abrech-
nungs- und Honorarunterlagen der 
Praxis einfach und problemlos zu 
verwalten.

DIE ANGELEGTE Ordnerstruktur mit 
den dort hinterlegten Dateien erlaubt 
eine übersichtliche, chronologische 
Ablage von elektronischen Doku-
menten. Diese können je nach per-
sönlicher Präferenz ausgedruckt, auf 
der lokalen Festplatte des Praxis- 
oder Privatcomputers gespeichert 

oder ganz einfach im elektronischen 
Archiv des Portals belassen wer-

den. Sensible Dokumente beziehungs-
weise nur für die Praxisinhaber be-
stimmte Informationen innerhalb des 
Portals sind mit einem zusätzlichen 
Kennwortschutz versehen, der nur 
durch Eingabe eines Kennworts auf-
gehoben werden kann. Im Portal be-
findet sich auch eine jeweils aktuelle 
Online-Version des EBM-Kommen-
tars, die von registrierten Benutzern 
des Portals lizenzfrei in Anspruch 
genommen werden kann.

ALs BEsONDERER sERvIcE inner-
halb des Dokumentenarchivs finden 
die Benutzer eine Registerkarte mit 
Namen „Praxismanagement“. Hier 
sind praxisindividuelle Dokumente 
mit betriebswirtschaftlichen Praxis-
kennzahlen wie beispielsweise die 
Verteilung der Patienten nach Alter 
und Geschlecht, eine Überweiser- 
statistik mit Umsatzzahlen oder 

Erfolgreicher Start des neuen Mitglieder-
portals der KV Baden-Württemberg

Dokumentenarchiv erlaubt einfache Verwaltung von Praxisunterlagen

„kvBw INTERN“ ist über eine zusätzliche, mit einem Schlosssymbol 
versehene Schaltfläche „Mitglieder-Login“ auf der Homepage der 
KVBW erreichbar. Durch Eingabe der benutzerindividuellen Ken-
nungen gelangen alle für diesen Dienst registrierten Benutzer in das 
Mitgliederportal. Bei der Erstanmeldung wird aufgefordert, ein indi-
viduelles, neues Anmelde-Kennwort zu vergeben. Die individuellen 
Benutzerkennungen wurden von der KVBW im Juni 2009 an alle 
niedergelassenen Ärzte und Psychotherapeuten in Baden-Württem-
berg postalisch versandt.

FRAGEN uND ANREGuNGEN zum Mitgliederportal: Die Servicemit-
arbeiter der KVBW stehen für alle Fragen rund um die Nutzung und 
Weiterentwicklung des Portals gern zur Verfügung. Sie sind zu errei-
chen:

Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr telefonisch unter Tel. 
 0711 / 7875-3777 oder per Fax  0711 / 7875-483777. Auch über 

E-Mail: Mitgliederportal@kvbawue.de können Fragen gestellt und In-
formationen abgerufen werden.
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Honorardaten nach Altersklassen ab-
gelegt, die aus den eingereichten Ab-
rechnungsdaten errechnet werden. 
Um diese Daten von denjenigen abzu-
heben, welche auch von den Praxis-
verwaltungssystemen erzeugt werden 
können, wird bei einigen der Aus-
wertungen ein Vergleich zur eigenen 
Arztgruppe in Form von prozentualen 
Abweichungen zum Durchschnitt dar-
gestellt.

DIE ERsTEN REAkTIONEN auf das 
neue Serviceangebot der KVBW waren 
überwiegend positiv. Zwar klagten 
einige Nutzer über das der Sicher-

heitsarchitektur geschuldete mehrstu-
fige Anmeldeverfahren, dafür zeigten 
sich andere sehr angetan von der ein-
fachen Möglichkeit, die Abrechnung 
elektronisch an die KV zu übertragen. 
Viele Nutzer waren dankbar über 
den für sie kostenlosen Service und 
die Option, zukünftig immer stärker 
auf Papier in der Praxis verzichten zu 
können.

DER wuNscH von fast allen Nutzern 
war es, das Onlineangebot weiter 
auszubauen und die bereits vorhan-
denen Dienste zu optimieren. In Zu-
sammenarbeit mit dem Kooperati-

onspartner, der Kassenärztlichen 
Vereinigung Bayerns, wird an der 
schnellen Weiterentwicklung des 
Portals und an der Integration von 
weiteren Mehrwertdiensten gearbei-
tet. Über neue im Portal zur Verfü-
gung stehende Anwendungen wird 
regelmäßig informiert.

ALLE NIEDERGELAssENEN Vertragsärzte und Vertragspsychotherapeuten in Baden-Württem-
berg erhalten mit diesem Rundschreiben die zweite CD-Rom mit allen wichtigen Informati-
onen, Richtlinien und Verträgen rund um das Unternehmen Praxis. Die zeitaufwendige und 
lästige Aktualisierung papiergebundener Ordner entfällt damit. Auf der CD sind derzeit rund 
490 Dokumente gespeichert. Über einen aktualisierten Startbildschirm ist auch „Aktuelles Ih-
rer KVBW“ abrufbar:

DAmIT wIRD die zielsichere Recherche nach aktualisierten Dokumenten ermöglicht und kurz 
zusammengefasst einen Überblick zur Frage „Was gibt es Neues“ gegeben. Hier finden sich 
ausschließlich alle Dokumente, die im Vergleich zur letzten Ausgabe der Praxisservice CD ak-
tualisiert oder neu aufgenommen wurden. Die vollständige Sammlung aller Dokumente kann 
über den Button „Gesetze / Richtlinien / Verträge“ oder über das Inhaltsverzeichnis der Praxis-
service CD aufrufen werden.

DIE INHALTE der Praxisservice CD werden aktuell zusammengestellt und fortlau-
fend um weitere Informationen ergänzt. Über eine Suchfunktion können 
Schlagworte bequem eingegeben und gewünschte Inhalte schnell gefun-
den werden. Die CD wird vom Praxisservice des Geschäftsbereichs 
Service und Beratung der KVBW herausgeben, der auch Fragen, 
Ideen oder Verbesserungsvorschläge gern entgegen nimmt. 

DER pRAxIssERvIcE kann erreicht werden unter: 
Tel.  0711/  7875-3300
Fax  0711 / 7875-3274
E-Mail: Praxisservice@kvbawue.de

zwEITE AusGABE DER pRAxIssERvIcE cD FüR mITGLIEDER DER kvBw

der Praxisservice CD werden aktuell zusammengestellt und fortlau
fend um weitere Informationen ergänzt. Über eine Suchfunktion können 
Schlagworte bequem eingegeben und gewünschte Inhalte schnell gefun-
den werden. Die CD wird vom Praxisservice des Geschäftsbereichs 
Service und Beratung der KVBW herausgeben, der auch Fragen, 
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Eine große Mehrheit der baden-
württembergischen Ärzte und Psycho- 
therapeuten ist bei der Einführung 
und Weiterentwicklung eines einrich-
tungsinternen Qualitätsmanagements 
(QM) weit fortgeschritten. Viele sind 
dem von der Qualitätsmanagement-
Richtlinie vorgegebenen Zeitplan so-
gar voraus. Das ist eines der durchweg 
positiven Ergebnisse der Stichprobe 
zum Einführungs- und Entwicklungs-
stand von QM für das Jahr 2008.

Die seit 1. Januar 2006 gültige QM-
Richtlinie sieht eine schrittweise Ein-
führung von QM in vier Phasen vor: 
In den ersten zwei Jahren nach In-
krafttreten der Richtlinie beziehungs-
weise nach Niederlassung soll die 
Planung (Phase 1) des praxisinternen 
QM erfolgen, die zwei nächsten Jahre 
sind für die Umsetzung (Phase 2) vor-
gesehen, in einem fünften soll das 
Ganze überprüft werden (Phase 3) 
und dann in eine kontinuierliche Wei-
terentwicklung (Phase 4) übergehen.

Im DRITTEN JAHR nach Inkraft- 
treten der QM-Richtlinie hat eine 
zweite Befragung zum Einführungs-
stand von Qualitätsmanagement statt-
gefunden. Dafür wurden im Dezember 
2008 wieder 2,5 Prozent aller Ver-
tragsärzte und –psychotherapeuten 
zufällig ausgewählt und gebeten, ihre 
Fortschritte bei der Einführung von 
QM schriftlich darzulegen. Die 445 
Stichprobenteilnehmer erhielten hier-
für einen Fragebogen und einen 
Selbstbewertungsbogen. Der Teil-

nehmerkreis setzte sich wie folgt zu-
sammen: 355 Vertragsärzte, 68 Ver-
tragspsychotherapeuten, 21 ermäch- 
tigte Ärzte und Psychotherapeuten 
und ein MVZ. Außer den Fachgebie-
ten „Laboratoriumsmedizin / Mikro-
biologie“ und „Physikalische und 
Rehabilitative Medizin“ waren alle 
Fachgebiete in der Stichprobe vertre-
ten.

BIs zum sTIcHTAG 30. April 2009 
hatten rund 90 Prozent aller Be-
fragten geantwortet. Diese hohe 
Rücklaufquote ist sehr erfreulich 
und beweist, dass QM in den Praxen 
präsent ist und ernst genommen 
wird.

DIE AuswERTuNG der insgesamt 
402 zurückgesandten Fragebögen hat 
gezeigt, dass die Ärzte und Psycho- 
therapeuten in Baden-Württemberg 
die QM-Richtlinie erfolgreich umge-
setzt haben. Alle Befragten hatten zu-
mindest mit der Planung eines ein-
richtungsinternen QM begonnen.

AusGEHEND von dem vorgegebenen 
Zeitplan wurden die Stichproben-
teilnehmer darauf überprüft, inwie-
weit sie „phasenkonform“ sind, das 
heißt sich in der Phase befinden, in 
der sie laut Richtlinie sein sollten. 
Die Überprüfung brachte folgende 
Ergebnisse:

Praxen in Baden-Württemberg sind oft dem QM-Zeitplan voraus

Zweite Befragung zum Qualitäts-
management mit sehr guten Ergebnissen

sTAND DER Qm-umsETzuNG IN
BADEN-wüRTTEmBERG 2008

PHASE 2
Umsetzung

55 %

PHASE 0
nicht begonnen

0 %

PHASE 4
Weiterentwicklung

21 %

PHASE 3
Überprüfung

8 %

Stand der QM-Umsetzung in der ambulanten vertragsärztlichen und vertragspsycho-
therapeutischen Versorgung in Baden-Württemberg 2008.

PHASE 1
Planung

16 %

n = 402
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•  11,7 Prozent: Nicht phasenkon-
form, das heißt mit der jeweiligen 
Phase noch nicht begonnen

•  88,3 Prozent: Phasenkonform, 
davon

 -  17,2 Prozent: In der jeweiligen 
Sollphase, aber noch nicht abge-
schlossen

 -  71,1 Prozent: Alle Anforderungen 
der jeweiligen Sollphase erfüllt 
und abgeschlossen 

Innerhalb der Fachgruppen waren 
keine signifikanten Unterschiede fest-
zustellen.

Etablierte QM-Systeme 
werden eingesetzt

OBwOHL DIE QM-Richtlinie kein 
bestimmtes QM-System vorschreibt, 
haben 221 Stichprobenteilnehmer 
freiwillig das von ihnen gewählte 
QM-System genannt. Gut 41 Prozent 
orientieren sich an DIN ISO, 35 Pro-
zent setzen auf QEP, elf Prozent nutzen 
das Modell des Bundesverbands der 
Vertragspsychotherapeuten (q@bvvp). 
Mit weitem Abstand folgen EFQM 
und EPA mit jeweils zwei Prozent; 
die restlichen Rückmeldungen vertei-
len sich auf andere, weniger bekannte 
Systeme. 

KVen liegen bei Fortbil-
dungen vorn

FORTBILDuNGEN zum Thema Qua-
litätsmanagement sind keine Pflicht. 
Trotzdem nutzten viele Befragten ein 
Qualifizierungsangebot. Anbieter der 
ersten Wahl sind die Kassenärztlichen 
Vereinigungen: 55 Prozent aller, die 
freiwillig auf diese Frage geantwortet 
haben, besuchten eine QM-Fortbil-
dungsveranstaltung ihrer KV.

Zertifizierungen

DIE Qm-RIcHTLINIE sieht keine Zer-
tifizierung nach einem QM-System 
vor. Einzelne Praxen entscheiden sich 
freiwillig für eine unabhängige Über-
prüfung ihres QM-Systems durch 
einen neutralen Sachverständigen. 
Unter den 402 Stichprobenteilneh-
mern für 2008 waren 34 Praxen 
(2007: 16 Praxen), die eine Zertifizie-
rung nachweisen konnten. 

Fazit

DIE Qm-kOmmIssION der KVBW, 
die die Umsetzung der QM-Richtlinie 
begleitet, hat die Ergebnisse der 
Stichprobenerhebung 2008 bewertet 
und die insgesamt positiven Ergeb-
nisse herausgestellt. Die Stichprobe 
belegt, dass QM weitgehend akzep-
tiert ist und die Niedergelassenen bei 

der Einführung von QM weitaus 
besser dastehen, als der Gesetzgeber 
fordert. Der positive Trend aus der 
ersten Stichprobe setzt sich damit 
fort.

Ausblick

ENDE 2009 LäuFT die Frist zur Ein-
führung von QM für alle Praxen ab, 
die am 1. Januar 2006 an der ver-
tragsärztlichen Versorgung teilge-
nommen haben. 2010 haben diese 
Praxen Gelegenheit, ihr QM-System 
mittels Selbstbewertung und Ziel-
kontrolle zu überprüfen. Danach 
wird der Gemeinsame Bundesaus-
schuss auf der Grundlage der Ergeb-
nisse der Stichproben und von veröf-
fentlichten Studien zur Wirksamkeit 
von QM entscheiden, ob die Ver-
pflichtung zur Einführung von QM 
in der Praxis sanktionsfrei bleibt. Die 
bisher vorliegenden Ergebnisse lassen 
hoffen.

DIE kvBw uNTERsTüTzT ihre Mit-
glieder auch weiterhin in allen QM-
Fragen. Die Management Akademie 
(MAK) bietet zahlreiche Seminare zum 
Thema QM an. Darüber hinaus stehen 
allen Interessierten die Geschäftstelle 
der QM-Kommission und das QM-
Seviceteam zu persönlichen Bera-
tungen zur Verfügung. 

Am 17. Oktober veranstaltet die Kassenärztliche Vereini-
gung Baden-Württemberg ihren alljährlichen Kassenärzte-
tag und das 5. Regionalforum in Stuttgart. Eingeladen 
sind namhafte Gesundheitspolitikerinnen und Gesund-
heitspolitiker aus Baden-Württemberg, um sich den Fra-
gen der baden-württembergischen Ärzte zu stellen.

Da der Kassenärztetag knapp drei Wochen nach der Bun-
destagswahl stattfindet, wird  eine Podiumsdiskussion 
zum Thema „Das Gesundheitswesen nach der Wahl – wie 
geht es weiter?“ stattfinden. Nach einer Ansprache von 
Ministerpräsident Günther H. Oettinger nehmen kompe-
tente Gesundheitspolitiker – unter anderem Dr. Ulrich 
Noll MdL, FDP / DVP; Biggi Bender MdB, BÜNDNIS 
90 / DIE GRÜNEN und Peter Friedrich MdB, SPD – teil. 
Moderiert wird die Diskussion von Andreas Mihm, 
Frankfurter Allgemeine Zeitung. 

Während des gesamten Tages besteht die Möglichkeit, 
die Informationsstände der KVBW sowie Fachvorträge zu 
Qualitätsmanagement, Datenschutz, Hygiene in der Arzt-
praxis und zur Vergütung 2010 für Ärzte und Psychothe-
rapeuten zu besuchen. Für die Veranstaltung sind acht 
Fortbildungspunkte bei der Landesärztekammer Baden-
Württemberg beantragt.

Veranstaltungsort: Kongress- und KulturCentrum 
Filderhalle, Bahnhofstraße 61, 70771 Leinfelden-Echter-
dingen, www.filderhalle.de

anfragen und KontaKt:
Corinna Pelzl Tel.  0721 / 5961-1172
Daniela Wild Tel.  0711 / 7875-3219

www.kvbawue.de

kAssENäRzTETAG uND 5. REGIONALFORum DER kv BADEN-wüRTTEmBERG
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Vor dem Hintergrund der sich in 
letzter Zeit insbesondere über die 
Printmedien hartnäckig verbreiten-
den Meldung, dass ab dem Jahr 2012 
die Bedarfsplanung abgeschafft oder 
zumindest deren Aufgabe zu diesem 
Zeitpunkt politisch erwogen wird, 
bedarf es einer Klarstellung. Denn 
manche Behauptungen werden nun 
mal durch ständige Wiederholungen 
nicht richtiger, so auch bei diesem 
Sachverhalt, der bereits zu nachhal-
tigen Irritationen und prospektiven 
Entscheidungsszenarien geführt hat.

Falsch sind nach jetzigem Kenntnis-
stand jegliche, auch nur den Anschein 
weckende Darstellungen, die Ab-
schaffung der Bedarfsplanung sei im 
Zuge der sich wandelnden Wettbe-
werbsbedingungen in einem zuneh-
mend sektorenübergreifend gepräg-
ten System bereits im Gesetz angelegt 
und daher nur noch eine Frage der 
(Restlauf-)Zeit. Diese Prophezeiungen 
verkennen die aktuelle Sach- und 
Rechtslage.

sIcHER wIRD sIcH das aus dem Si-
cherstellungsauftrag ableitende Pos-
tulat einer ausreichenden flächen-
deckenden Versorgung nach der 
– bisher nur Köpfe zählenden – Be-
darfsplanung alter Provenienz auf 
Dauer nicht mehr darstellen lassen. 
Nach Einführung der neuen Flexi- 
bi lisierungs- und Liberalisierungs-
instrumente in Gestalt der über-
örtlichen Berufsausübungsgemein- 
schaften und der „Filialisierung“ 

(Aufgabe der monolokalen Versor-
gungspräsenz) werden nur filigrane 
Eingriffe in die konventionellen Be-
darfsplanungsstrukturen allein nicht 
mehr ausreichen, um den tatsäch-
lichen regionalen Versorgungsbedarf 
abzubilden. Konsens dürfte in diesem 
Zusammenhang auch darüber beste-
hen, dass die zukünftige, eher im 
Sinne einer Versorgungsplanung zu 
modifizierende Bedarfsplanung neben 
der infrastrukturellen Komponente 
auch die demographische Entwick-
lung sowie die Morbiditätsstrukturen 
angemessen zu berücksichtigen hat. 
Erste konzeptionelle Ansätze für eine 
innovative Weiterentwicklung der 
Bedarfsplanung werden bereits dis-
kutiert. Wann und in welchem Um-
fang nach allem die derzeit geltende 
Bedarfsplanungs-Richtlinie, die der 
einheitlichen Anwendung der Ver-
fahren bei Bedarfsplanung und Zu-
lassungsbeschränkungen aufgrund 
von Über- und Unterversorgung 
dient, eine Novellierung erfährt, 
bleibt allerdings abzuwarten.

RIcHTIG IsT vIELmEHR, um die  
thematisierten „Falschmeldungen“ 
wieder aufzugreifen, dass der Gesetz-
geber lediglich in einer vorgegebenen 
Zeitschiene Hausaufgaben zur Ver-
folgung des alleinigen Ziels verteilt 
hat, nämlich auf eine abschließende 
Prüfung hinzuwirken, ob auch für 
den Bereich der ärztlichen Versor-
gung – wie bereits im Bereich der 
zahnärztlichen Versorgung gesche-
hen – durch die auf den Weg ge-
brachten finanziellen Anreize auf die 
Steuerung des Niederlassungsverhal-
tens durch Zulassungsbeschrän-
kungen verzichtet werden kann. So 
hat der Gesetzgeber dieses Thema 

auch nicht etwa in den für die Be-
darfsplanung einschlägigen Rege-
lungsnormen aufgegriffen, sondern 
bezeichnender Weise in Paragraph 
87 ff SGB V, also dort, wo es ums 
Geld geht, und zwar in folgender 
Reihenfolge:

1.  Zunächst ist der Bewertungsaus-
schuss aufgefordert, bis zum  
31. März 2012 dem Bundesmini-
sterium für Gesundheit über die 
Steuerungswirkung der neuen 
Honorarmechanismen im Sinne 
der differenzierten Orientierungs-
punktwerte auf das ärztliche Nie-
derlassungsverhalten zu berichten.

2.  Anschließend muss das Bundes-
ministerium für Gesundheit bis 
zum 30. Juni 2012 dem Deutschen 
Bundestag berichten, ob auch für 
den Bereich der ärztlichen Versor-
gung auf die Steuerung des  
Niederlassungsverhaltens durch 
Zulassungsbeschränkungen ver-
zichtet werden kann.

BLEIBT Am ENDE festzustellen, dass 
nicht etwa die Bedarfsplanung als 
solche abgeschafft werden soll, son-
dern – je nach Wirkung der finanzi-
ellen Anreize – allenfalls die Zulas-
sungsbeschränkungen entbehrlich 
werden könnten. Alle bisherigen Er-
fahrungen erschweren jedoch den 
Glauben an die These der regionalen 
Umverteilung, denn die nach Unter- 
und Überversorgung differenzie-
renden Orientierungspunktwerte al-
leine werden es nicht schaffen, die 
Allokationsprobleme durch Steue-
rung des Niederlassungsverhaltens 
zu lösen.

Bedarfsplanung wird zum 
Jahr 2012 nicht abgeschafft

Innovative Weiterentwicklung im Sinn einer Versorgungsplanung im Gespräch

„Medienspekulationen 

irritieren nur“
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Ältere Patienten, die im Ostalbkreis 
von einer Sozialstation betreut wer-
den, können seit kurzem auf futuris-
tisch anmutende Art behandelt wer-
den. Gemeinsam mit dem Ostalbkreis 
hat das Ministerium für Ernährung 
und ländlichen Raum drei Modell-
projekte gestartet, die Projekte 
„Chronische Wunde“, „Sturzpro-
phylaxe“ und „Herz-Rhythmusstö-
rungen“. Mit den Projekten soll un-
ter anderem die medizinische 
Versorgung auf dem Land gesichert 
werden.

Die Diagnose von Erkrankungen wie 
Herz-Rhythmusstörungen ist oft al-
les andere als einfach. Die Patienten 
leiden an Herzklopfen, Schwindelge-
fühlen und ähnlichen Symptomen. 
Oft sind diese Symptome ebenso 
schnell verschwunden wie sie gekom-
men sind und außerdem weder beim 
Arztbesuch noch beim 24-Stunden-
EKG beobachtbar. Die Lösung für 
dieses Problem liegt in Aalen beim 
Tele-EKG-Projekt bei Herz-Rhyth-
musstörungen in einer kleinen Karte. 
Sie ähnelt einer EC-Karte und besitzt 
einen besonderen Chip. Hat der Pati-
ent zu Hause eine Attacke, hält er sie 
sich ans Herz. Die Karte zeichnet das 
Ereignis auf und die aufgenommenen 
Daten werden wiederum per Telefon 
an einen technischen Server weiterge-
ben. Der behandelnde Arzt erhält so 
die notwendigen Informationen. Zu-
sätzlich werden drei Oberärzte in der 
Kardiologie eines Krankenhauses per 
Faxgerät über das Ergebnis infor-
miert und können eine entsprechende 
Behandlung empfehlen. 

DIEsEs Herz-Rhythmusprojekt ist 
eines von drei Telemedizinprojekten 
im Ostalbkreis, die im Frühjahr der 

Presse vorgestellt und im Juni gestar-
tet wurden. Bei der Vorstellung 
sagten die baden-württembergische 
Gesundheitsministerin Dr. Monika 
Stolz und der baden-württember-
gische Minister für Ernährung und 
ländlichen Raum, Peter Hauk, die 
Projekte zielten auch darauf, dem 
Ärztemangel auf dem Land zu begeg-
nen. „Der Weg zum Arzt wird länger 
werden.“ so die Minister: Als ein 
Problem des ländlichen Raumes wer-
de immer wieder geschildert, dass die 
niedergelassenen Ärzte hohe Weg-
zeiten für Hausbesuche aufwenden. 
Auch die zeitlich hohe Verfügbarkeit 
rund um die Uhr sei für viele unat-
traktiv.

uND sO sOLL das Telemonitoring 
räumliche Distanzen zwischen Arzt 
und Patient verkürzen und für den 
Patienten eine häusliche Betreuung 
auf hohem Niveau ermöglichen. 
Auch der Praxisablauf soll entlastet 
und Wegstrecken und Transportkos-
ten reduziert werden.  

möGLIcH mAcHT DIEs die Koope-
ration mit den Pflegediensten, die ja 
sowieso täglich bei den Patienten 
sind. Besuchen sie etwa einen Pati-
enten mit einer chronischen Wunde, 
so fotografieren Mitarbeiter der Sozi-
alstationen beim Projekt „Telekon-
sulting chronische Wunde“ die Ver-
letzung per Handy und machen 
weitere Angaben über deren Zustand. 
Diese Informationen gehen über das 
Mobiltelefon an einen Wundexper-
ten in einer Klinik, der aus der Ferne 
per Computer Behandlungsempfeh-
lungen geben und sie dann mittels E-
Mail oder Fax an das Pflegepersonal 
und den behandelnden Arzt übermit-
teln kann.

DR. RAINER GRäTER, Vorsitzender 
der Kreisärzteschaft Aalen, begrüßt 
die Telemedizinprojekte. „Gerade in 
der Versorgung von chronischen 
Wunden ist es sehr gut, wenn man 
die Möglichkeit hat, eine Zweitmei-
nung eines auf chronische Wunden 
spezialisierten Kollegen einzuholen.“ 
Allerdings kann nach Meinung des 
Essinger Allgemeinmediziners der 
Arzt die Wundinspektion nicht völlig 
der Sozialstation überlassen, denn in 
bestimmten Abständen muss er selbst 
die Wunde vor Ort kontrollieren, um 
sie richtig beurteilen zu können. „Das 
geht nicht über reine Beschreibung 
oder Fotografie“, so Gräter.

AucH sEI das Telemedizinprojekt 
kein geeignetes Mittel gegen Ärzte-
mangel auf dem Land, glaubt Gräter. 
Geklärt werden müsse zudem, dass 
zusätzlich entstehende Kosten nicht 
allein an der Praxis hängen bleiben. 

DAs TELEmEDIzINpROJEkT Ostalb-
kreis ist als Modellprojekt auf drei 
Jahre beschränkt. Nach einem Jahr 
werden in einer Evaluation Nutzen 
und Akzeptanz des Projektes abge-
fragt. Langfristiges Ziel der Initia-
toren ist es, die Telemedizin in die 
Regelversorgung aufzunehmen.

Telemedizin soll Ärzte auf dem
Land entlasten

Pilotprojekte im Ostalbkreis sind auf drei Jahre angesetzt

ergo 03 / 09 Baden-WürttemBerg intern 19



Als im Juni die AOK mit der Idee 
eines Bewertungsportals für Ärzte an 
die Öffentlichkeit ging, erhob sich 
ein Sturm der Entrüstung quer durch 
die Ärzteschaft. Von „digitalem 
Ärztepranger“, „Ärzte-TÜV“, „un-
seriösem System mit Hitparadencha-
rakter“ war da die Rede. Befürworter 
sehen in solch einem Portal allerdings 
eine mögliche Hilfestellung für Pati-
enten im Orientierungsdickicht.

Mit dem Portal „AOK-Arzt-Naviga-
tor“, das die AOK ab 2010 plant, 
soll den 25 Millionen AOK-Versi-
cherten die Möglichkeit gegeben 
werden, Ärzte zu bewerten. Gemein-
sam mit der Bertelsmann-Stiftung, 
die den Gesundheitsmonitor betreibt, 
will die Krankenkasse objektivier-
bare Bewertungskriterien entwickeln. 
Erklärtes Ziel ist es, den Gesund-
heitsmarkt transparent darzustellen. 
Im Gegensatz zu anderen Online-
Arztportalen möchte die AOK nach 
eigener Aussage keine Hitliste auf-
stellen, sondern das neue Portal soll 
den Patienten die Arztsuche erleich-
tern.

DIE IDEE an sich ist nicht neu. Im 
Ausland gibt es schon länger Online-
Ärzteportale und auch in Deutsch-
land existieren beispielsweise die 
 Bewertungsportale DocInsider und 
Helpster. Dort sind über 370.000 
Ärzte und Heilberufler Deutschlands 
erfasst. Außer der Arztrecherche be-
sitzen sie eine Online-Sprechstunde 
und Medikamentensuche. Ihr Ziel ist 
identisch: Die Plattformen wollen den 
Patienten bei der Arztsuche behilflich 

und vor allem mehr sein als ein 
 reines Medizinerverzeichnis. Fragen 
wie „Ist das Personal nett?“, „Muss 
ich lange warten?“ oder „Nimmt sich 
der Arzt genügend Zeit?“ sollen be-
antwortet werden. Diese Informati-
onen bekommt der Patient in der Re-
gel sonst nur, wenn er Freunde oder 
Familie befragt. Diese Fragen bezie-
hungsweise deren Antworten tragen 
ein Mosaiksteinchen zur Praxisfin-
dung bei, über die ärztliche Qualität 
sagen diese natürlich gar nichts aus. 
Allerdings sind derartige Fragen auch 
den Ärzten nicht unbekannt. Man 
findet diese fast regelmäßig in Fra-
gebögen, die die Praxen im Rahmen 
des Qualitätsmanagements ihren Pa-
tienten aushändigen.

DAs INTERNET spielt bei der Infor-
mationsbeschaffung über Krank-
heiten, Behandlungen und Fachärzte 
eine zunehmend größere Rolle. Aller-
dings ist dies ohne wenn und aber 
auch ein zweischneidiges Schwert. 
Einerseits erhält der Ratsuchende 
schnell seine Informationen, anderer-
seits wird er mit Informationen über 
Symptomatiken und Diagnosen im 
World Wide Web ungefiltert über-
flutet. Forennutzer beispielsweise be-
richten über erkrankte Familienange-
hörige und fachsimpeln darüber, 
welche Diagnose auf welche Symp-
tome zutrifft. Die ganze Bandbreite 
von Diagnosen verwirrt: „Ist nur ein 
Wirbel ausgerenkt oder liegen akute 
Wirbelsäulenprobleme vor?“ Fakt und 
ganz ohne Frage wenig hilfreich für 
alle Beteiligten ist: Einfache Be-
schwerden werden schnell zur gefühl-

ten Bedrohung. In der virtuellen 
 Praxis wie bei DocInsider gibt es aber 
keine Warte- und Sprechzeiten bezie-
hungsweise keine Praxisgebühr. Der 
Patient kann in Ruhe seine Fragen 
stellen, die ihm von ihm nicht be-
kannten Medizinern beantwortet 
werden. So kann der Informations-
austausch mit seriösen Informations-
anbietern eine wichtige Stütze für den 
Patienten sein, allerdings niemals den 
Arztbesuch ersetzen. Denn er liefert 
neben Erklärungen zu Krankheiten 
auch praktische Hilfestellungen für 
Betroffene und nützliche Links zu 
Fachgesellschaften. Erfahrungsbe-
richte hierzu aus den Arztpraxen fal-
len vollkommen unterschiedlich aus. 
Von hilfreich bis zur Verunsicherung 
reichen die Wertungen.

ONLINE-äRzTEpORTALE, in denen 
Patienten gezielt recherchieren kön-
nen, ob ein Arzt mit seiner Praxis im 
Umkreis liegt und ob sein Leistungs-
angebot gut benotet wird, sollen die 
Entscheidung erleichtern. Bei der Be-
notung hilfreich sind die Richtlinien 
der Bundesärztekammer und der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
„Woran erkennt man eine gute Arzt-
praxis – Checkliste für Patientinnen 
und Patienten“. Allerdings ist es 
schwierig, einen bestimmten Arzt zu 
finden, wenn die Beurteilungen nicht 
aussagekräftig sind. Hinzu kommt, 
dass die Arztbeurteilungen durch die 
Patienten subjektiv und Benotungs-
portale anfällig für Manipulationen 
sind. Nach AOK-Vorstandsmitglied 
Jürgen Graalmann seien die Patienten 
jedoch sehr wohl in der Lage, Service-

Ärzte sehen Gefahr inkompetenter und unkontrollierter Beurteilung ihrer Behandlungen

AOK plant Internetplattform 
zur Ärztebewertung
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qualität, Praxisorganisation, Warte-
zeiten und die Einbindung in ärzt-
liche Entscheidungen zu beurteilen. 
Das wird zu beobachten sein.

DIE AOk wILL dem Missbrauch vor-
beugen, indem keine Freitexteinga-
ben für rufschädigende Kommentare 
zugelassen werden, sondern lediglich 
bestimmte Servicebereiche vorgege-
ben werden, die der Patient bewerten 
kann: „Macht die Praxis einen guten 
Eindruck? Wie ist der Beratungsser-
vice des Arztes?“. Diese und andere 
Benotungskriterien gelten für alle 
Ärzte gleichermaßen. Der Patient 
kann Punkte für ein Bewertungskri-
terium abgeben. Bevor jedoch die Be-
urteilung ins Netz gestellt wird, muss 
eine bestimmte Anzahl an Bewer-
tungen überhaupt erst vorhanden 
sein. Außerdem darf jeder Patient je-
den Arzt nur einmal benoten. Wird 
Kritik aus der Bewertungsskala er-
sichtlich, helfe diese aber auch, den 
Praxisservice zu optimieren, so die 
AOK. Das Portal soll für Patient und 
Arzt gleichermaßen wertvoll sein. 
Für den Informationssuchenden soll 
es die Arztsuche erleichtern, für den 
Mediziner hingegen als Marketing-
Einrichtung dienen, um sich und seine 
Praxis gut zu präsentieren. Nur dafür 

brauchen die Ärzte nicht die AOK, 
was viele hervorragend gestaltete und 
äußerst informative Web seiten von 
Arztpraxen nachdrücklich dokumen-
tieren.

OB uND wIE dies gelingt, das ist 
fraglich. Denn die schon länger 
existenten Online-Arztsuchdienste 
begründen die Vorbehalte. Bei diesen 
Portalen, bei denen der Internet-
nutzer Kommentare eingeben kann, 
ist nicht zu erkennen, ob der Patient 

die Bewertung aus Frust geschrieben 
hat oder ob sie der Realität ent-
spricht. So betrachten die Ärzte die 
Ankündigung des AOK-Portals mit 
berechtigt großer Skepsis. Die Medi-
ziner fürchten um ihre Reputation: 
Was geschieht mit falschen oder dif-
famierenden Aussagen? Wer schützt 
vor missgünstigen Konkurrenten? 
Aber auch: Wie werden Ärzte ent-
larvt, die unlautere Eigenwerbung 
betreiben? Außerdem werde wohl 
nicht ersichtlich sein, ob unter einem 
Decknamen ein enttäuschter Patient 
steckt oder ein Wettbewerber. 

Aus sIcHT der Mediziner stellt sich 
die Situation so dar: Entweder be-
handeln sie nach den Vorstellungen 
des Patienten und stellen alles zur 
Verfügung, was dieser für notwendig 
hält. Das ist jedoch mit dem SGB V 
nicht zu vereinbaren: Und ob ein Pa-
tient eine ausreichende, zweckmäßige 
und wirtschaftlich Leistung immer 
als befriedigend empfindet, ist eher 
unwahrscheinlich. Anderenfalls aber 
droht die AOK den Ärzten mit Re-
gressen wegen hoher Arzneimittel-
kosten oder aus ihrer Sicht anderer 
unwirtschaftlicher Veranlassungen. 
Entspricht der Arzt jedoch dem Kas-
senwunsch nach einer wirtschaft-
lichen Behandlung, kann er durchaus 
im Bewertungsportal mit einer nega-
tiven Bewertung rechnen. Diesen As-
pekt kritisierte insbesondere die Kas-
senärztliche Bundesvereinigung. Denn 
die Patienten seien keine Medizinex-
perten und seien so nur in der Lage, 
subjektiv zu bewerten. 

BEwERTuNGspORTALE sind miss-
brauchsanfällig und bewegen sich 
rechtlich in einem Graubereich. Das 
verdeutlichen die Onlinedienste an-
derer Branchen. Denn dort wurden 
die Portalbetreiber ebenso wie kri-
tische User wegen Rufschädigung 
verklagt. Ein Beispiel: Auf Helpster 
warf ein gefrusteter Patient seiner 
Ärztin vor, dass ihre Fachkompetenz 
nicht ausreiche, es keine Diagnosesi-
cherheit gäbe und sie Instrumente im 
Stil der späten 60er Jahre verwende. 
Als die Ärztin davon erfuhr, schaltete 

sie den Justiziar ihrer Ärztekammer 
ein. Nur Stunden später war der Ein-
trag aus Helpster entfernt. 

DAHER FORDERT die Ärzteschaft ge-
eignete Sicherungsmaßnahmen. Die-
se bestehen aus einer Kombination 
aus technischen Methoden – Wortfil-
ter, Plausibilitätsprüfungen, „Alarm-
knöpfe“ zum Melden von problema-
tischen Beitragen sowie redaktioneller 
Betreuung der Bewertungen durch 
Spezialisten. DocInsider zum Beispiel 
verweist für die Benotung auf die 
Richtlinien für eine ausführliche 
Arztbewertung, die bei der Bundes-
ärztekammer oder der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung abrufbar 
sind. Wichtig sei auf alle Fälle, dass 
ein fairer Dialog zwischen Patient 
und Arzt stattfindet, sodass der Arzt 
auf Kritik reagieren oder gegebenen-
falls Missverständnisse aus dem Weg 
räumen kann. Aber auch rufschädi-
gende Kommentare müssen wieder 
gelöscht werden.

DER TREND zu Qualifikationsprofi-
len zeichnet sich wohl unvermeidbar 
auch im Gesundheitssektor ab. Darin 
besteht aber auch eine Chance für die 
Ärzte, sich gut am Markt zu positio-
nieren. Ärzte können mit Bewer-
tungsportalen professionelles Marke-
ting für ihre Praxis betreiben: Direkt 
ihre Zielgruppen ansprechen, ihre 
persönliche Visitenkarte im Internet 
hinterlegen, ihre Angebote und ihre 
Praxis umfassend darstellen. 

zuküNFTIG wERDEN sich die Ärzte 
jedoch mit solchen Portalen arrangie-
ren müssen – so wie sich viele andere 
Berufsgruppen auch mit branchen-
spezifischen Bewertungen arrangie-
ren mussten. Alles andere wäre eine 
Vogel-Strauß-Politik und keinesfalls 
zielführend. Daher wird eine kri-
tische Begleitung wohl der richtige 
Weg sein. 

„Forderung nach 

fairem Dialog“
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Terminvereinbarungen außerhalb der Sprechzeiten

Die Regierungspräsidien und Ge-
sundheitsämter überprüfen zuneh-
mend, ob in den Arztpraxen die Vor-
schriften im Bereich der Hygiene und 
Medizinprodukte eingehalten wer-
den. Der Gesetzgeber ist mit den ak-
tualisierten Prüfvorschriften dem 
Grundsatz gefolgt: „Vertrauen ist 
gut, Kontrolle ist besser.“ 

Die zuständigen Aufsichtsbehörden 
sind befugt, die infektionshygie-
nischen Aspekte der Arztpraxis zu 
kontrollieren und die Ablauforgani-
sation der Aufbereitung von Medi-
zinprodukten zu überprüfen. Bei 
nicht hinnehmbaren Mängeln und 
Missständen kann die Schließung ei-
ner Arztpraxis verfügt werden. Die 

GESUndHEitSämtEr rEGiErUnGSPräSidiEn

ÜbErPrÜfUnGS-
UmfAnG

•	 	Art	der	Praxis	und	die	Anzahl	der	durchgeführten	ambulanten	Eingriffe	oder	Operationen
•	 	Vorhandene	Räumlichkeiten,	eventuell	vorhandene	Baupläne,	 

bauseitige	Ausstattung	der	Praxis	(zum	Beispiel	Wände,	Böden,	Lüftung,…)
•	 	Anzahl	der	Mitarbeiter	der	Praxis	einschließlich	der	Qualifikation	und	 

der	entsprechenden	Aufgabenverteilung	(Organigramm)
•	 	Eventuell	geplante	oder	bereits	durchgeführte	Umbaumaßnahmen
•	 	Schulungen	und	Unterlagen	zu	Mitarbeiterunterweisungen
•	 	Eingesetzte	Reinigungs-	und	Desinfektionsverfahren	(eingesetzte	Reinigungs-	 

und	Desinfektionsgeräte	oder	manuelle	Aufbereitungsverfahren)
•	 	Angewandte	Sterilisationsverfahren	(Unterlagen	zu	den	eingesetzten	Sterilisatoren,	 

welcher	Gerätetyp	wird	eingesetzt?)
•	 	Welche	Desinfektionsmittel	werden	verwandt?	(Listung	nach	VAH-Verbund	für	 

angewandte	Hygiene	–	einschließlich	der	Betriebsanweisungen)	und
•	die	anschließende	Praxisbesichtigung

UntERLAGEn •	 	Praxisspezifischer	Hygieneplan
•	Desinfektionsplan
•	 	Handschuh	und	Hautschutzplan
•	 	Reinigungsplan	und	Unterlagen	zur	Durchführung	 

der	Praxisreinigung
•	 	nosokomiale	Infektionsstatistik	und	Statistik	der	

Erreger	mit	speziellen	Resistenzen	und	 
Multiresistenzen	(Paragraph	23	IfSG)	bei	ambulant	
operierenden	Praxen

•	 	Organisation	der	Wäschelogistik	und	Abfallent-
sorgung

•	 	Allgemeine	Vorratshaltung	und	Umgang	mit	
Medikamenten

•	 	Risikobewertung	der	Medizinprodukte	
•	 	Medizinproduktebuch	(Paragraph	7	MPBetreibV)
•	 	Bestandsverzeichnis	(Paragraph	8	MPBetreibV)
•	 	Gebrauchsanweisungen/Hinweise	der	Hersteller	

(Paragraph	9	MPBetreibV)
•	 	Mess-	und	/oder	Sicherheitstechnische	Kontrollen	

(Paragraph	11	und	Paragraph	6	MPBetreibV)
•	 	Regularien	zur	Durchführung	der	 

Vorkommnismeldung
•	 	Prozessbeschreibungen	und	Arbeitsanweisungen	 

zu	den	Aufbereitungsverfahren	
•	Validierungsunterlagen

GEbÜHrEn Für	die	Praxisinspektion	kann	das	Gesundheitsamt	
fakultativ	je	nach	Gebührenordnung	des	jeweiligen	
Stadt-	oder	Landkreises	Kosten	in	Rechnung	stellen

Gebühren	werden	erhoben	nach	der	Medizin- 
produkte-Kostenverordnung	Baden-Württemberg

Begehung einer Praxis kann anlassbe-
zogen oder im Rahmen einer Zufalls-
auswahl erfolgen. In der Regel erfol-
gen die Begehungen an einem 
vereinbarten Termin außerhalb der 
üblichen Sprechzeiten. Die Tabelle 
gibt einen kurzen Überblick über den 
Überprüfungsumfang und welche Un-
terlagen durch wen geprüft werden.

Die KVBW unterstützt die Arztpraxen auf Wunsch bei der Umsetzung der Anforderungen der Hygiene 
und der Aufbereitung von Medizinprodukten durch eine umfangreiche Beratung, ein ausführliches Infor-
mationspaket und durch eine Vorprüfung der Unterlagen. 

ANspREcHpARTNER BEI DER kAssENäRzTLIcHEN vEREINIGuNG BADEN-wüRTTEmBERG
Babett Hartung, Tel.  07121 / 9172380, E-Mail: Babett.Hartung@kvbawue.de
Nicole Nahlinger-Strohm, Tel.  07121 / 9172365, E-Mail: Nicole.Nahlinger-Strohm@kvbawue.de

Verstärkt Praxisbegehungen durch die  
Gesundheitsämter und Regierungspräsidien 
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Selbstverständlich beginnt für Pra-
xen, die sich nach dem 1. Januar 
2006 neu niedergelassen haben, der 
vierjährige Planungs- und Umset-
zungszeitraum erst mit dem Zeit-
punkt der Niederlassung. Für alle 
anderen bedeutet der 31. Dezember 
2009 das Erreichen der QM-Ziel-
linie. Sinn und Zweck des praxisinter-
nen Qualitätsmanagements sieht der 
G-BA in der kontinuierlichen Siche-
rung und Verbesserung der Qualität 
der medizinischen und psychothera-
peutischen Versorgung. Dies bedeu-
tet für die einzelne Praxis, dass konti-
nuierlich und systematisch Maß- 
nahmen durchgeführt werden, mit 
denen eine anhaltende Qualitätsför-
derung und -verbesserung erreicht 
werden soll. Welche Elemente und 
Instrumente dieser Managementme-
thode dabei zum Einsatz kommen 
sollen, wurde in den Paragraphen 3 
und 4 der Richtlinie definiert.

Die Umsetzung der Grundelemente 
im Bereich „Patientenversorgung“ 
sieht der G-BA in der Ausrichtung 
der Versorgung an fachlichen Stan-
dards und Leitlinien anhand der Pati-
entenorientierung, -sicherheit, -mit-

wirkung, -information, -beratung 
sowie an der Strukturierung von Be-
handlungsabläufen. Zum Bereich 
„Praxisführung / Mitarbeiter / Orga-
nisation“ gehört die Regelung von 
Verantwortlichkeiten, die Mitarbei-
terorientierung mit Themen wie Ar-
beitsschutz oder Fort- und Weiterbil-
dungen sowie alle Bereiche des 
Praxismanagements. Dies schließt 
auch die Einhaltung verschiedener 
Vorschriften zum Beispiel zur Hygie-
ne oder zum Datenschutz mit ein. 
Auf Grund der Wichtigkeit wird ex-
plizit die Gestaltung von Kommuni-
kationsprozessen und damit verbun-
den das Informationsmanagement 
aufgeführt. Ergänzt werden die ge-
forderten Grundelemente durch das 
Management der Schnittstellen zu 
Kooperationspartnern beziehungs-
weise zu bestehenden Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen.

EINE GANzE REIHE von QM-In-
strumenten soll in den Praxen zum 
Einsatz kommen. Hierzu gehört der 
gesamte Zyklus zum Thema Quali-
tätsziele (Festlegung, Umsetzungs-
maßnahmen, Überprüfung, Anpas-
sung einschließlich der notwendigen 

Dokumentation), Teambesprechungen, 
Prozess- und Ablaufbeschreibungen, 
die Durchführung von Patientenbe-
fragungen, die großen Themen Feh-
ler-, Beschwerde- und Notfallma-
nagement sowie die Dokumentation 
der Behandlungsverläufe und Bera-
tung. Hinter Letzterem verbirgt sich 
nichts anderes als die Patientenakte.

um DEN ENTwIckLuNGspROzEss 
innerhalb der Praxis aufzeigen zu 
können, fordert die QM-Richtlinie 
eine Selbstbewertung der Grundele-
mente und Instrumente erstmalig 
zum QM-Start, zum zweiten Mal in 
der Überprüfungsphase und zwar im 
fünften Jahr der QM-Einführung 
und danach jährlich – zur Beobach-
tung der fortlaufenden Weiterent-
wicklung. Sollten mehrere Vertrags-
ärzte in einer Praxis tätig sein, sollte 
schon in der Planungsphase ein für 
das einrichtungsinterne QM zustän-
diger Vertragsarzt benannt werden. 
Nicht vorgeschrieben, aber empfoh-
len,  werden Fortbildungen bezie-
hungsweise die Ernennung eines / r 
Qualitätsmanagementbeauftragten 
(QMB). Die Richtlinie gibt keinerlei 
Vorgaben für die Einführung 
eines bestimmten QM-Sys-
tems und genauso wenig 
gibt es eine Vorschrift 
zur Zertifizierung. Dies 
kann nicht oft genug be-
tont werden, da Fehl-
informationen in vielen 
Varianten immer wieder in 
Umlauf kommen.

EINE umFAssENDE Unter-
stützung bei der Ein-
führung und 
U m s e t z u n g  
des praxisin-

Zum 31. Dezember 2009 endet für ältere Praxen die Frist zur QM-Einführung

Selbstbewertung zum QM-Start  
und im 5. Jahr nach Einführung

Die gesetzliche Verpflichtung für die rund 19.000 Ärzte und Psychothera-
peuten in Baden-Württemberg zur Einführung und Weiterentwicklung 
eines einrichtungsinternen Qualitätsmanagements ist im Paragraph 135 a 
des SGB V verankert. Was in der Umsetzung für die Praxis darunter zu 
verstehen ist, wurde in der QM-Richtlinie durch den Gemeinsamen Bun-
desausschuss (G-BA) konkretisiert. Diese Richtlinie ist zum Jahresbeginn 
2006 in Kraft getreten und hatte einen Zeithorizont von vier Jahren mit 
auf den Weg gegeben. Dies bedeutet, dass die Frist zur QM-Einführung 
zum Jahresende 2009 abläuft. Welche Anforderungen in der QM-Richtli-
nie formuliert wurden und welche QM-Instrumente eine Praxis heute ein-
setzen sollte, um sich in einer Selbstüberprüfung eine erfolgreiche QM-
Implementierung bescheinigen zu können, wird im 13.  Teil der 
ergo-QM-Serie dargestellt.
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•  Aufbereitung von Medizinpro-
 dukten
•  Grundlagen der Sterilisation
•  Verpackung und Lagerung
•  Instrumentenkunde und -pflege
•  Qualitätsmanagement

Der Kurs richtet sich an alle in 
der Arztpraxis Tätigen, die mit der 
Aufbereitung von Medizinprodukten 
betraut sind sowie an Ärztinnen und 
Ärzte. Voraussetzung für die Teil-
nahme am Sachkundekurs ist eine 
abgeschlossene medizinische Ausbil-
dung. 

Voraussetzung für die Zulas-
sung zur Prüfung ist die regelmäßige 
Kursteilnahme. Der Sachkundekurs 
endet mit einer schriftlichen Kennt-
nisprüfung. Erfolgreiche Absolventen 
mit einer abgeschlossenen medizi-
nischen Ausbildung erhalten ein Zer-
tifikat der Deutschen Gesellschaft für 
Sterilgutversorgung.

sachKunDeKurse sterilgut-
aufbereitung (40 stunDen)
•  Stuttgart
 28. / 29. / 30. Januar 2010 und
 5. / 6. Februar 2010,
 14. / 15. / 16. Oktober 2010 und
 22. / 23. Oktober 2010
•  Mannheim
 4. / 5. / 6. Februar 2010 und
 12. / 13. Februar 2010,
 15. / 16. / 17. Juli 2010 und
 23. / 24. Juli 2010
•  Freiburg
 4. / 5. / 6. März 2010 und 
 12. / 13. März 2010,
 23. / 24. / 25. September 2010 und 
 1. / 2. Oktober 2010

Die KV Baden-Württemberg bietet in 
Kooperation mit der Deutschen Ge-
sellschaft für Sterilgutversorgung, 
dem Brandenburgischen Bildungs-
werk für Medizin und Soziales e.V. 
und der Akademie für Infektionsprä-
vention einen 40-stündigen Sach-
kundekurs zum „Erwerb der Sach-
kenntnis gemäß Paragraph 4  (3) der 
Medizinprodukte-Betreiberverord-
nung (MPBetreibV) für die Instand-
haltung von Medizinprodukten in 
der ärztlichen Praxis“ an.

Personen, die Medizinprodukte auf-
bereiten, müssen über die nötige 
Sachkenntnis verfügen. Diese Sach-
kenntnis kann über den Besuch des 
Sachkundekurses erworben werden. 
Die in der Arztpraxis Beschäftigten 
werden zur qualitätsgerechten und 
sicheren Aufbereitung von Medizin-
produkten geschult. 

In dem SachkundekurS werden 
Kenntnisse zur Aufbereitung, das 
heißt Reinigung, Desinfektion und 
Sterilisation von Medizinprodukten 
wie Instrumenten und Geräten, ver-
mittelt. Die praxisnahe Fortbildung 
beachtet insbesondere die spezielle 
Arbeitssituation in den Arztpraxen.

Inhalte des Kurses:
•  Praxisrelevante rechtliche Rahmen-

bedingungen
•  Grundlagen der Mikrobiologie
•  Grundlagen der Hygiene
•  Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit
•  Grundlagen der Reinigung und 

Desinfektion
•  Dekontamination von Medizinpro-

dukten

•  Tübingen
 18. / 19. / 20. März 2010 und 
 26. / 27. März 2010
•  Friedrichshafen
 15. / 16. / 17. April 2010 und 
 23. / 24. April 2010 
•  Aalen
 17. / 18. / 19. Juni 2010 und 
 25. / 26. Juni 2010
•  Karlsruhe
 11. / 12. / 13. November 2010 und 
 19. / 20. November 2010

SachkundekurS Sterilgutauf-
bereitung für endoSkopie-
rende praxen (40 Stunden)
•  Stuttgart
 10. / 11. / 12. Juni 2010 und 
 18. / 19. Juni 2010

Teilnahmegebühren: 320,– Euro
inklusive Lehrgangsunterlagen und 
Verpflegung.

Hinweise:
•  Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.
•  Die Anmeldung zu den Veranstal-

tungen ist verbindlich und eine Ab-
sage muss schriftlich erfolgen. Bei 
Absagen, die später als drei Wo-
chen vor Veranstaltungsbeginn er-
folgen oder bei Nichterscheinen 
der angemeldeten Person(en), wird 
der Teilnehmerbetrag von 50 Pro-
zent berechnet. 

•  Bei geringem Interesse an einer 
Veranstaltung kann ein Termin – 
auch kurzfristig – abgesagt oder 
verschoben werden.

Anmeldung:
Mit beigefügtem Anmeldefax.

ternen Qualitätsmanagements erhal-
ten die Praxen bei den QM-Beratern 
der KVBW. Zum Serviceangebot des 
QM-Teams gehören beispielsweise 

persönliche und telefonische Bera-
tungen, Praxiscoachings, Unterstüt-
zung bei Patientenbefragungen sowie 
Bereitstellung von Mustervorlagen 

und Informationsmaterialien. Kon-
taktaufnahme über den Praxisservice 
Tel.  0711 / 7875-3300 oder per 
 E-Mail an praxisservice@kvbawue.de.

Sachkundekurse zur Aufbereitung und 
Instandhaltung von Medizinprodukten 
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34
Fortbildungsangebote

Grundkurs EBM-Abrechnung
für Hausarztpraxen

Seminarnummer: F 13

Termin:
Mittwoch, 14. Oktober 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 5

Grundkurs EBM-Abrechnung
für Facharztpraxen

Seminarnummer: F 14

Termin:
Mittwoch, 21. Oktober 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 5

Die Privatabrechnung nach GOÄ

Seminarnummer: F 18

Termin:
Mittwoch, 25. November 2009,
14.30 Uhr bis 18.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Haus des Bürgers
Luisenstraße 4
78073 Bad Dürrheim

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 5

Wiederbelebende Sofortmaßnahmen

Seminarnummer: F 24

Termin: Samstag, 17. Oktober 2009,
9.00 Uhr bis 16.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Haus des Bürgers
Luisenstraße 4
78073 Bad Dürrheim

Kosten: 100,– Euro

Fortbildungspunkte: 10

Aktuelle SeminAre 
der mAnAgement AkA-
demie (mAk) der kV 
BAden-WürttemBerg, 
4. QuArtAl 2009

einzelSeminAre für Ärzte, 
PSychotherAPeuten und 
PrAxiSmitArBeiter

Entschieden zum Erfolg: 
Personalführung für Ärzte / 
Psychotherapeuten

Seminarnummer: R 02

Termin: Samstag, 24. Oktober 2009,
9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Reutlingen
Haldenhaustraße 11
72770 Reutlingen

Kosten: 120,– Euro

Fortbildungspunkte: 11

Eigene Kräfte nutzen – Selbstma-
nagement und Stressbewältigung

Seminarnummer: R 04

Termin:
Mittwoch, 21. Oktober 2009,
15.00 Uhr bis 20.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Reutlingen
Haldenhaustraße 11
72770 Reutlingen

Kosten: 95,– Euro

Fortbildungspunkte: 8

Medizinische Zusatzleistungen
patientengerecht anbieten

Seminarnummer: K 06

Termin:
Mittwoch, 21. Oktober 2009,
9.00 Uhr bis 16.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 120,– Euro

Fortbildungspunkte: 10

Seminarnummer: F 27

Termin:
Samstag, 7. November 2009,
9.00 Uhr bis 16.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 100,– Euro

Fortbildungspunkte: 10

Seminarnummer: K 30

Termin:
Samstag, 12. Dezember 2009,
9.00 Uhr bis 16.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 100,– Euro

Fortbildungspunkte: 10

Erste Hilfe am Kind

Seminarnummer: F 36

Termin:
Samstag, 14. November 2009,
9.00 Uhr bis 16.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Haus des Bürgers
Luisenstraße 4
78073 Bad Dürrheim

Kosten: 100,– Euro

Fortbildungspunkte: 10

Sicher durch den Richtlinien-
Dschungel – Grundlagen der
Verordnung von Arznei-, Heil-
und Hilfsmitteln

Seminarnummer: S 39

Termin:
Mittwoch, 11. November 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11
70567 Stuttgart

Kosten: 40,– Euro

Fortbildungspunkte: 7
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BetrieBswirtschaftliche 
seminare für Ärzte und 
PsychotheraPeuten

Der Arzt als Arbeitgeber

Seminarnummer: R 50

Termin:
Mittwoch, 11. November 2009,
19.30 Uhr bis 21.45 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Reutlingen
Haldenhaustraße 11
72770 Reutlingen

Kosten: 40,– Euro

Fortbildungspunkte: 3

Praxisabgabe und -bewertung

Seminarnummer: K 54

Termin:
Samstag, 21. November 2009,
9.30 Uhr bis 12.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 50,– Euro

Fortbildungspunkte: 4

Örtliche und überörtliche Berufsaus-
übungsgemeinschaft aus rechtlicher
und betriebswirtschaftlicher Sicht

Seminarnummer: K 56

Termin:
Mittwoch, 14. Oktober 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 5

Angestellte Ärzte / Job-Sharing-
Berufsausübungsgemeinschaft aus
rechtlicher und betriebswirtschaft-
licher Sicht

Seminarnummer: S 58

Termin:
Mittwoch, 4. November 2009,
19.00 Uhr bis 21.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 40,– Euro

Fortbildungspunkte: 3

EDV in DEr Praxis

EDV Windows Aufbaukurs

Seminarnummer: S 63

Termin:
Mittwoch, 14. Oktober 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 75,– Euro

Textverarbeitung mit Word
Grundkurs

Seminarnummer: F 67

Termin:
Mittwoch, 21. Oktober 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Seminarnummer: S 66

Termin:
Mittwoch, 4. November 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 75,– Euro

Textverarbeitung mit Word
Aufbaukurs

Seminarnummer: F 70

Termin:
Mittwoch, 28. Oktober 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Seminarnummer: S 69

Termin:
Mittwoch, 11. November 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 75,– Euro

PowerPoint Grundkurs

Seminarnummer: F 73

Termin:
Mittwoch, 14. Oktober 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

PowerPoint Aufbaukurs

Seminarnummer: F 76

Termin:
Freitag, 27. November 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Die Praxis-Homepage im Internet

Seminarnummer: F 78

Termin: Freitag, 16. Oktober 2009,
18.00 Uhr bis 20.15 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 50,– Euro

Fortbildungspunkte: 4
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Seminare für daS PraxiSteam

Kommunikationstraining für Mit-
arbeiter: Durch klaren Austausch
die Teamarbeit verbessern

Seminarnummer: S 80

Termin:
Mittwoch, 25. November 2009,
15.00 Uhr bis 20.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 95,– Euro

Kompetent und sicher mit
Patienten umgehen

Seminarnummer: R 96

Termin:
Mittwoch, 4. November 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Haus der Begegnung
Grüner Hof 7, 89073 Ulm

Kosten: 75,– Euro

Terminorganisation in der
Arztpraxis

Seminarnummer: F 100

Termin:
Mittwoch, 11. November 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Seminarnummer: S 102

Termin:
Mittwoch, 2. Dezember 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 75,– Euro

Fit für den Einstieg in die Praxis –
Basiskurs kassenärztliche
Versorgung (Der Kurs umfasst
zwei Termine)

Zielgruppe:
Das Seminar richtet sich an neu ein-
gestelltes Personal sowie an Mitarbei-
ter ohne Ausbildung zur Arzthelferin 
beziehungsweise zur Medizinischen 
Fachangestellten. Zielgruppe sind 
darüber hinaus auch Quereinsteiger 
aus anderen Berufen, in der Praxis 
mitarbeitende Ehepartner sowie alle, 
die längere Zeit ausgesetzt haben 
und nach einer geeigneten Starthilfe 
für den beruflichen Wiedereinstieg 
suchen.

Seminarnummer: K 121

Termin:
Freitag, 16. Oktober 2009
Freitag, 23. Oktober 2009

jeweils 9.30 Uhr bis 17.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 225,– Euro

Impfmanagement in der Arztpraxis

Seminarnummer: F 123

Termin:
Freitag, 13. November 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 5

Qualitätsmanagement

Basiskurs Qualitätsmanagement
für Haus- / Facharztpraxen

Seminarnummer: S 135

Termine: Freitag / Samstag,
23. / 24. Oktober 2009

Freitag, 15.00 Uhr bis 21.00 Uhr
Samstag, 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 200,– Euro
(inklusive QEP-Qualitätszielkatalog)
QEP-Manual gegen Aufpreis

Fortbildungspunkte: 20

Seminarnummer: S 136

Termine: Freitag / Samstag,
27. / 28. November 2009

Freitag, 15.00 Uhr bis 21.00 Uhr
Samstag, 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 200,– Euro
(inklusive QEP-Qualitätszielkatalog)
QEP-Manual gegen Aufpreis

Fortbildungspunkte: 20

Seminarnummer: K 139

Termine: Freitag / Samstag,
6. / 7. November 2009

Freitag, 15.00 Uhr bis 21.00 Uhr
Samstag, 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Regionalbüro Mannheim
Joseph-Meyer-Straße 17
68167 Mannheim

Kosten: 200,– Euro
(inklusive QEP-Qualitätszielkatalog)
QEP-Manual gegen Aufpreis

Fortbildungspunkte: 20

Seminarnummer: R 142

Termine: Freitag / Samstag,
16. / 17. Oktober 2009

Freitag, 15.00 Uhr bis 21.00 Uhr
Samstag, 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Reutlingen
Haldenhaustraße 11
72770 Reutlingen

Kosten: 200,– Euro
(inklusive QEP-Qualitätszielkatalog)
QEP-Manual gegen Aufpreis

Fortbildungspunkte: 20
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Seminarnummer: S 158

Termine:
Montag, 16. November 2009 bis
Freitag, 20. November 2009

jeweils von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 560,– Euro

Fortbildungspunkte: 53

Alles sauber, oder was? – Hygiene
in der Arztpraxis

Seminarnummer: F 171

Termin:
Dienstag, 3. November 2009,
14.30 Uhr bis 19.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 8

Seminarnummer: K 172

Termin: 
Dienstag, 24. November 2009,
14.30 Uhr bis 19.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Regionalbüro Mannheim
Joseph-Meyer-Straße 17
68167 Mannheim

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 8

Was tun, wenn’s plötzlich brennt? 
Vorbereitung auf medizinische und 
nicht-medizinische Ernstfälle

Seminarnummer: F 174

Termin:
Dienstag, 1. Dezember 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 7

Teambesprechung 
als Erfolgsfaktor im QM

Seminarnummer: K 176

Termin: 
Dienstag, 17. November 2009,
15.00 Uhr bis 17.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 40,– Euro

Fortbildungspunkte: 4

Patienten- und Zuweiserbe-
fragungen erfolgreich durchführen

Seminarnummer: R 178

Termin: 
Dienstag, 20. Oktober 2009, 
19.00 Uhr bis 21.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Reutlingen
Haldenhaustraße 11
72770 Reutlingen

Kosten: 40,– Euro

Fortbildungspunkte: 4

Erstellung und Pflege von 
Qualitätsmanagement-Dokumenten

Seminarnummer: K 182

Termin:
Dienstag, 10. November 2009,
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 75,– Euro

Fortbildungspunkte: 7

Seminarnummer: F 148

Termine: Freitag / Samstag,
20. / 21. November 2009

Freitag, 15.00 Uhr bis 21.00 Uhr
Samstag, 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg 
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 200,– Euro
(inklusive QEP-Qualitätszielkatalog)
QEP-Manual gegen Aufpreis

Fortbildungspunkte: 20

Seminarnummer: K 151

Termine: Freitag / Samstag,
4. / 5. Dezember 2009

Freitag, 15.00 Uhr bis 21.00 Uhr
Samstag, 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 200,– Euro
(inklusive QEP-Qualitätszielkatalog)
QEP-Manual gegen Aufpreis

Fortbildungspunkte: 20

Intensivkurs Qualitätsmanagement
(Der Kurs besteht aus fünf Modulen)

Seminarnummer: K 156

Termine:
Montag, 26. Oktober 2009 bis
Freitag, 30. Oktober 2009

jeweils von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 560,– Euro

Fortbildungspunkte: 53
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Qualitätssicherung und 
-förderung

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Typ-2-Diabetiker, 
die nicht Insulin spritzen (ZI)
(jeder Kurs umfasst 2 Termine)

Seminarnummer: QS 208

Termine: 
Samstag, 17. Oktober 2009,
(Arzt und Mitarbeiter) und
Dienstag, 20. Oktober 2009,
(Mitarbeiter)

jeweils von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten:
120,– Euro für Ärzte
100,– Euro für Mitarbeiter

Fortbildungspunkte: 10

Seminarnummer: QF 248

Termine: 
Samstag, 17. Oktober 2009
(Arzt und Mitarbeiter) und
Dienstag, 20. Oktober 2009
(Mitarbeiter)

jeweils von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten:
120,– Euro für Ärzte
100,– Euro für Mitarbeiter

Fortbildungspunkte: 10

Seminarnummer: QS 209

Termine: 
Samstag, 28. November 2009
(Arzt und Mitarbeiter) und
Dienstag, 1. Dezember 2009
(Mitarbeiter)

jeweils von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten:
120,– Euro für Ärzte
100,– Euro für Mitarbeiter

Fortbildungspunkte: 10

Behandlungs- und Schulungspro-
gramm für Typ-2-Diabetiker, 
die Insulin / Normalinsulin spritzen
(jeder Kurs umfasst 3 Termine)

Eine Anmeldung ist nur möglich, 
wenn der Kurs Typ-2 ohne Insulin 
nach den Vorgaben des ZI bereits 
absolviert wurde

Seminarnummer: QK 241

Termine:
Samstag, 31. Oktober  2009
(Arzt und Mitarbeiter),
Dienstag, 3. November 2009
(Mitarbeiter) und
Mittwoch, 4. November 2009
(Mitarbeiter) 

jeweils von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
St. Vincentiuskrankenhaus
Südendstraße 32, 76135 Karlsruhe

Veranstalter: KVBW 

Kosten:
120,– Euro für Ärzte
150,– Euro für Mitarbeiter

Fortbildungspunkte: 10

Seminarnummer: QS 216

Termine: 
Samstag, 28. November 2009
(Arzt und Mitarbeiter)
Dienstag, 1. Dezember 2009
(Mitarbeiter) und
Mittwoch, 2. Dezember 2009
(Mitarbeiter)

jeweils von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten:
120,– Euro für Ärzte
150,– Euro für Mitarbeiter

Fortbildungspunkte: 10

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Patienten mit
Hypertonie (ZI)
(jeder Kurs umfasst 2 Termine)

Dieser Kurs setzt die Teilnahme an 
einem Schulungsprogramm für Di-
abetiker nach den Vorgaben des 
Zentralinstituts der kassenärztlichen 
Versorgung (ZI) voraus. 

Seminarnummer: QS 220

Termine:
Samstag, 28. November 2009
(Arzt und Mitarbeiter),
8.30 Uhr bis 13.00 Uhr und
Dienstag, 1. Dezember 2009
(Mitarbeiter)
9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten:
100,– Euro für Ärzte
100,– Euro für Mitarbeiter

Fortbildungspunkte: 5

Schulungsprogramme im Rahmen 
des DMP Asthma / COPD
Kompaktseminar NASA und 
COBRA für Arzt und Arzthelferin

Bei diesen Veranstaltungen handelt es 
sich um verkürzte Kompaktseminare. 
Diese gelten nur für Ärzte, die schon 
an einer pneumologisch zertifizierten 
Fortbildungsveranstaltung zum Bei-
spiel der Asthmatikerschulung nach 
dem Kooperationsvertrag teilgenom-
men haben. Für Arzthelferinnen ist 
auch die Teilnahme an einem zertifi-
zierten Lungenfunktionskurs als An-
meldevoraussetzung ausreichend. 

Termine:
Samstag, 26. September 2009 
(NASA),
Samstag, 24. Oktober 2009 
(COBRA)
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Veranstaltungsort und Veranstalter:
Dr. med. Ulrich Steinhauser, Fach-
arzt für Innere Medizin / Pneumolo-
gie – Allergologie / Umweltmedizin, 
Hauptstraße 71, 74889 Sinsheim
Tel.  07261 / 89 98
Fax   07261 / 86 68

Weitere Informationen über den Ver-
anstalter. 

Für Ärzte, welche bereits an einer 
pneumologisch qualifizierten Fort-
bildung (zum Beispiel Asthmatiker-
schulung im Rahmen des Koopera-
tionsvertrages) teilgenommen haben 
sowie für Arzthelferinnen mit zum 
Beispiel Nachweis eines zertifizierten 
Lungenfunktionskurses ist eine Teil-
nahme am Freitag nicht erforderlich. 

Seminarnummer: QS 249

Termine: 
Freitag, 13. November 2009, 
15.00 Uhr bis 19.00 Uhr
Grundlagen NASA / COBRA
Samstag, 7. November 2009, 
9.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
COBRA-Schulung
Samstag, 14. November 2009, 
9.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
NASA Schulung

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten:
100,– Euro (1 Tag) beziehungsweise 
150,– Euro (1,5 Tage) pro Teilneh-
mer NASA
100,– Euro (1 Tag) beziehungsweise 
150,– Euro (1,5 Tage) pro Teilneh-
mer COBRA
zuzüglich Materialkosten

Referenten:
Dr. med. Christian Storz, Facharzt 
für Innere Medizin und Pneumologie

Dr. med. Elisabeth Storz, Fachärztin 
für Allgemeinmedizin

Fortbildungspunkte: 11 (je Tag), 
5 (je 0,5 Tag)

Fortbildungsveranstaltung 
zum DMP Asthma und COPD

Hausärztlich tätige Fachärzte für 
Allgemeinmedizin, Praktische Ärzte, 
Fachärzte für Innere Medizin und 
Fachärzte für Kinder- und Jugendme-
dizin, die am DMP Asthma und/oder 
COPD als DMP-verantwortliche 
Ärzte teilnehmen, sind nach Anlage 
1 der DMP-Vereinbarung verpflich-
tet, mindestens alle 2 Jahre an ei-
ner  Fortbildungsveranstaltung zum 
DMP Asthma und/oder chronisch-
obstruktiven Lungenerkrankungen 
teilzunehmen. Die erste Fortbildung 
soll spätestens im Jahr nach der Teil-
nahmeerklärung besucht werden. 

Seminarnummer: QF 230

Termin:
Samstag, 10. Oktober 2009, 
10.00 Uhr bis 14.00 Uhr

Referent:
Dr. Andreas Schäufele, Facharzt für 
Lungen- und Bronchialheilkunde, 
Freiburg

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 50,– Euro

Fortbildungspunkte: 5

Wichtiger Hinweis: 
Bitte Lungenfunktionsgerät zur Ver-
anstaltung mitbringen

Fortbildungsangebote zum 
DMP Diabetes mellitus Typ 2 und 
Koronare Herzkrankheit

Hausärzte, die am DMP KHK teil-
nehmen, sind nach Anlage 1 der 
DMP-Vereinbarung verpflichtet, ein-
mal pro Jahr an einer von der Landes-
ärztekammer anerkannten Fortbil-
dungsmaßnahme teilzunehmen. 

Themen:
•		DMP	 –	 Auslaufmodell	 oder	 Zu-

kunftssicherung? 
•		Euglucon	oder	Byetta	–	Der	Haus-

arzt im Dilemma 

•		Beschwerdeausschuss	und	evidenz-
basierte	Therapie

•		Diabetes	mellitus	Typ	2	–	Der	kar-
diovaskuläre	Supergau?

•	Abschlussdiskussion

Seminarnummer: QK 231

Termin:
Mittwoch,	23.	September	2009,	
15.30	Uhr	bis	18.30	Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion	Karlsruhe
Keßlerstraße	1,	76185	Karlsruhe

Referenten:
Dr.	Richard	Daikeler,	Sinsheim
Prof.	Dr.	Dr.	Klaus	Kusterer,
Mannheim
Dr.	Udo	Frank	Gundel,	Reutlingen
Dr.	Jan	Geldmacher,	Gundelfingen
(nur	9.	Dezember	2009)

Kosten:	50,–	Euro

Fortbildungspunkte:	4

Seminarnummer: QR 232

Termin:
Mittwoch,	7.	Oktober	2009,	
15.30	Uhr	bis	18.30	Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion	Reutlingen
Haldenhaustraße	11
72770	Reutlingen

Kosten:	50,–	Euro

Fortbildungspunkte:	4

Seminarnummer: QF 233

Termin:
Mittwoch,	9.	Dezember	2009,	
15.30	Uhr	bis	18.30	Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion	Freiburg
Sundgauallee	27,	79114	Freiburg

Kosten:	50,–	Euro

Fortbildungspunkte:	4
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Seminarnummer: QS 243

Termin:
Samstag, 27. Februar 2010, 
10.30 Uhr bis 13.30 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart,
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 50,– Euro 

Fortbildungspunkte: 4

DMP Brustkrebs – Einführungs-
veranstaltung für Hausärzte

Nach Absprache mit den Kassen-
verbänden und dem Vorstand der 
KVBW wird es künftig nur noch eine 
Einführungsveranstaltung zum DMP 
Brustkrebs für Hausärzte geben. 
Damit wird dem Wunsch der Ärz-
teschaft entsprochen, die bisherigen 
Einführungsveranstaltungen zu kür-
zen und effizienter zu gestalten. 

Ärzte müssen diese Veranstaltung 
zwingend besuchen, wenn sie als 
Hausärzte erstmalig am DMP Brust-
krebs teilnehmen wollen.

Seminarnummer: QF 223

Termin:
Mittwoch, 7. Oktober  2009,
14.00 Uhr bis 20.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: Diese Veranstaltung ist nicht
kostenpflichtig

Fortbildungspunkte: 8

Fortbildung für Hausärzte 
zum Hautkrebs-Screening

Das Hautkrebs-Screening kann von 
hausärztlich tätigen Fachärzten 
für Allgemeinmedizin, Internisten, 
Praktischen Ärzten und Ärzten 
ohne Gebietsbezeichnung sowie 
von Fachärzten für Haut- und Ge-
schlechtskrankheiten erbracht und 
abgerechnet werden, sofern eine Ge-
nehmigung durch die Kassenärztliche 
Vereinigung vorliegt.

Hausärzte erhalten auf Antrag eine 
Genehmigung, wenn der Nachweis 
einer erfolgreichen Teilnahme an 
einem zertifizierten achtstündigen 
Fortbildungsprogramm erfolgt ist.

Seminarnummer: QK 244

Termin:
Samstag, 26. September 2009,
9.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Karlsruhe
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe

Kosten: 190,– Euro 
(inklusive Schulungsmaterial)

Fortbildungspunkte: 8

Seminarnummer: QS 246

Termin:
Mittwoch, 21. Oktober 2009,
14.00 Uhr bis 22.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Kosten: 190,– Euro 
(inklusive Schulungsmaterial)

Fortbildungspunkte: 8

Seminarnummer: QF 245

Termin:
Mittwoch, 11. November 2009,
14.00 Uhr bis 22.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Freiburg
Sundgauallee 27, 79114 Freiburg

Kosten: 190,– Euro 
(inklusive Schulungsmaterial)

Fortbildungspunkte: 8

Seminarnummer: QR 247 

Termin:
Mittwoch, 25. November 2009,
14.00 Uhr bis 22.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Reutlingen
Haldenhaustraße 11
72770 Reutlingen

Kosten:	190,–	Euro	
(inklusive	Schulungsmaterial)

Fortbildungspunkte: 8

Strahlenschutzkurs für Arzt-
helferinnen nach Paragraph 18 a 
RöV („Röntgenschein“)

Gemäß den atomrechtlichen Bestim-
mungen müssen Arzthelferinnen in 
Arztpraxen	 mit	 Röntgendiagnostik	
für diese Tätigkeit „Kenntnisse in 
Strahlenschutz“	nach	Paragraph	18	a	
RöV	(„Röntgenschein“)	nachweisen.	

Der	 Kurs	 umfasst	 90	 Stunden	 und	
gliedert sich in einen theoretischen 
und	einen	praktischen	Teil.	Er	 rich-
tet sich an Arzthelferinnen, die unter 
ständiger Aufsicht und Verantwor-
tung einer fachkundigen Person Un-
tersuchungen oder Behandlungen mit 
Röntgenstrahlen technisch durchfüh-
ren,	ohne	über	die	erforderliche	Fach-
kunde zu verfügen. Der Kurs schließt 
mit einer Prüfung ab und ist von der 
zuständigen Behörde anerkannt und 
bundesweit gültig.

Seminarnummer: QS 239

Termin: Donnerstag, 17. bis
Samstag,	26.	September	2009,
Praktika	jeweils	an	den	Samstagen
8.30 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion	Stuttgart
Albstadtweg	11,	70567	Stuttgart

Kosten:	749,–	Euro	

Seminarnummer: QS 240

Termin: Donnerstag, 8. bis
Samstag,	17.	Oktober	2009,
Praktika	jeweils	an	den	Samstagen
8.30 Uhr bis 17.00 Uhr

Veranstaltungsort:
Handwerkskammer Heilbronn
(Schulungsgebäude)
Gartenstraße 47 / 1, 
74072 Heilbronn

Kosten:	749,–	Euro	
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Auffrischungskurs zur Aktuali-
sierung der Fachkunden nach 
Röntgenverordnung (RöV) und 
Strahlenschutzverordnung 
(StrlSchV) für Ärzte und MTRAs

Sowohl nach der Röntgenverordnung 
(RöV) als auch nach der Strahlen-
schutzverordnung (StrlSchV) müssen 
Fachkunden beziehungsweise Kennt-
nisse im Strahlenschutz alle fünf Jahre 
aktualisiert werden.

Seminarnummer: QS 242

Termine:
Samstag, 31. Oktober 2009, 
9.00 Uhr bis 16.30 Uhr, 
Fachkunde nach RöV

Freitag, 30. Oktober 2009, 
16.00 Uhr bis 19.00 Uhr, 
Samstag, 31. Oktober 2009,
13.00 Uhr bis 16.30 Uhr
Fachkunde nach StrlSchV

Freitag, 30. Oktober 2009,
16.00 Uhr bis 19.00 Uhr, 
Samstag, 31. Oktober 2009, 
9.00 Uhr bis 16.30 Uhr
Aktualisierung beider Fachkunden

Veranstaltungsort:
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Anmeldung: 
Mit der beigefügten Faxanmeldung 

Kosten:
Fachkunde nach RöV oder StrlSchV 
für Ärzte 100,– Euro
Fachkunde nach RöV und StrlSchV 
für Ärzte 125,– Euro
Fachkunde nach RöV oder StrlSchV 
für MTRA 75,– Euro
Fachkunde nach RöV und StrlSchV 
für MTRA 100,– Euro

Fortbildungspunkte:
RöV oder Strahlenschutz 8 Punkte
RöV und Strahlenschutz 12 Punkte

Bei Fragen zu den FortBildungsveranstaltungen

•		Einzelseminare	für	Ärzte.	Psychotherapeuten	und	Praxismitarbeiter
•		Betriebswirtschaftliche	Seminare	für	Ärzte	und	Psychotherapeuten
•	EDV	in	der	Praxis
•	Seminare	für	das	Praxisteam
•	Qualitätsmanagement

steht	das	Team	der	Management	Akademie	(MAK)	der
KV	Baden-Würt	temberg	gern	zur	Verfügung:

Tel.	 	0711	/	7875-3535
Fax	 	0711	/	7875	48-3888
info@mak-bw.de
www.	mak-bw.de
www.kvbawue.de

inFormationen zu den seminaren	der	Qualitätssicherung	und	
-förderung	gibt	es	unter	den	Rufnummern

Tel.	 	0711	/	7875-3146	
Tel.	 	0711	/	7875-3505
Tel.	 	0761	/	884-4389
Fax	 	0711	/	7875-3211

www.kvbawue.de → 	Zugang	für	Mitglieder	→  Veranstaltungskalender

azuBi-taG '09 Für MediziniSche FachanGeStellte unter deM 
MOttO: „eS Steht 3 zu 1 Für dich“
Programminhalte:
•		Interessante,	praxis-	und	ausbildungsbezogene	Vorträge:
  - QMunikations-Training – QM und gelungene Kommunikation 
  - Meckerei & Co – Beschwerdemanagement
	 	-	Die	Abschlussprüfung	zur	Medizinischen	Fachangestellten
•		Notfalltraining:	Fit	für	den	Notfall	–	Mit	Gabi	und	Susi	gut	verbunden
•		Infos	und	Material	zu	allen	praxisrelevanten	Themen
•		Tipps	in	Sachen	Ausbildungsnachweis
•		Ein	kniffliges	Quiz	mit	tollen	Preisen	

Zielgruppe:
Auszubildende	zur	/	zum	medizinischen	Fachangestellten,	die	in	ärztlichen	oder	
psychotherapeutischen	Praxen	im	Regierungsbezirk	Stuttgart	angestellt	sind.

Termin: Samstag,	7.	November	2009,	10.30	Uhr	bis	circa	16.00	Uhr

Veranstaltungsort:
Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg, 
Albstadtweg	11,	70567	Stuttgart

Veranstalter:
1. Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg
2. Bezirksärztekammer Nordwürttemberg
3.	Verband	medizinischer	Fachberufe	e.	V.
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Information:
•		Ilona	Block,	Tel.	 	0711	/	7875-3438,
	 E-Mail:	Ilona.Block@kvbawue.de	(KVBW)
•	Stefanie	Teifel,	Tel.	 	07936	/	9909540,
	 E-Mail:	steifel@vmf-online.de	(VMF	e.	V.)
•	www.3zu1fuerdich.de

Anmeldung:
•		Linda	Wilhelm,	Tel.	 	0711	/	76981-602,
	 E-Mail:	wilhelm@baek-nw.de	(BÄK	NW)
•	www.3zu1fuerdich.de

Kosten: kostenlos,	inklusive	Mittagessen	und	Kaffeesnack

Tagung: „MedizinprodukTe und Hygiene“ in 
LeinfeLden-ecHTerdingen (a)
Das	Thema	„Medizinprodukte	und	Hygiene“	gewinnt	in	
der	 öffentlichen	 Diskussion	 zunehmend	 an	 Bedeutung.	
Die	Behörden	führen	verstärkt	Praxisbegehungen	durch.	
Der	Beratungsbedarf	der	Praxen	ist	in	jüngster	Zeit	stark	
angestiegen.	 Und	 bis	 heute	 besuchten	 circa	 900	Medi-
zinische	 Fachangestellte,	 zum	 Teil	 auch	 Ärztinnen	 und	
Ärzte,	 die	 von	 der	 KVBW	 angebotenen	 40-stündigen	
Sachkundekurse.	

Die	mit	hochkarätigen	Referenten	besetzte	Tagung	bietet	
den	Absolventen	der	Sachkundekurse	die	Möglichkeit	zur	
Vertiefung	ihres	erworbenen	Wissens.	Aber	auch	diejeni-
gen,	die	noch	nicht	an	einem	Sachkundekurs	teilgenom-
men	haben,	erhalten	einen	Überblick	über	die	gesetzlichen	
Anforderungen	 und	 die	 aktuellen	 Entwicklungen	 beim	
Umgang	mit	Medizinprodukten	und	der	Umsetzung	von	
Hygienestandards.	

Als Referenten konnten gewonnen werden:
•		Prof.	Dr.	Martin	Mielke,	Angewandte	Infektions-	und	
Krankenhaushygiene,	RKI,	Berlin

•		Dr.	 Klaus-Dieter	 Zastrow,	 Deutsche	 Gesellschaft	 für	
Krankenhaushygiene,	Berlin

•		Toni	 Zanette,	 Universitätsklinikum	 Tübingen,	 Leiter	
der	 zentralen	 Sterilgutversorgung	 und	 Mitglied	 der	
Deutschen	Gesellschaft	für	Sterilgutversorgung

•		Karin	 Grupe,	 Berufsgenossenschaftliche	 Unfallklinik	
Tübingen

•		Babett	 Hartung,	 Kassenärztliche	 Vereinigung	 Baden-
Württemberg

Termin: Samstag,	7.	November	2009,
10.00	Uhr	bis	17.00	Uhr

Veranstaltungsort:
Filderhalle	Leinfelden-Echterdingen	GmbH,
Kongress-	und	KulturCentrum,	Bahnhofstraße	61,
70771	Leinfelden-Echterdingen,	www.filderhalle.de

Tagungsprogramm:
Plenum, 10.00 Uhr bis 13.00 Uhr
•		10.00	Uhr	bis	10.15	Uhr
	 Begrüßung	(Dr.		Wolfgang	Herz),
•		10.15	Uhr	bis	11.15	Uhr
  Anforderungen an die Aufbereitung von Medizinpro-
dukten	(Prof.	Dr.	Martin	Mielke),	

•		11.30	Uhr	bis	12.30	Uhr
	 	Praktische	Umsetzung	der	RKI-BfArM-Empfehlung	zur	

Aufbereitung von  Medizinprodukten im niedergelas-
senen	Bereich	(Dr.	Klaus-Dieter	Zastrow)

•		12.30	Uhr	bis	13.00	Uhr
	 Behördliche	Überwachung	(N.N.)

Workshops, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
•	Sterilisation	und	Validierung	(Toni	Zanette)
•		Instrumentenmanagement,	Pflege	und	Funktionsprüfung	
(Karin	Grupe)

•	Reinigung	und	Desinfektion	(Babett	Hartung)

Teilnehmerkreis:
Die	Veranstaltung	 richtet	 sich	 an	alle	 in	der	Arztpraxis	
Tätigen, die Medizinprodukte aufbereiten sowie an Ärz-
t innen und Ärzte. Ärztinnen und Ärzte erhalten für die 
Teilnahme	an	der	Veranstaltung	Fortbildungspunkte	der	
Landesärztekammer Baden-Württemberg.

Teilnahmegebühr:
75,–	Euro	inklusive	Tagungsmappe	und	Verpflegung.

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.

Anmeldung:	mit	Anmeldefax	(siehe	Anlage)
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Seminartitel Name, Vorname
des / der Teilnehmer/s

Seminar-
nummer

TerminAnmeldeformular ausfüllen 
und unterschrieben faxen 
oder per Post schicken an:

Management Akademie
der KV Baden-Württemberg
Albstadtweg 11
70567 Stuttgart 
Fax  0711 / 7875  48  3888

oder 

an eine der Bezirksdirektionen 
der KV Baden-Württemberg:

Bezirksdirektion Freiburg
Fax  0761 / 884-4346

Bezirksdirektion Karlsruhe
Fax  0721 / 5961-1174

Bezirksdirektion Reutlingen
Fax  07121 / 917-2100

Bezirksdirektion Stuttgart
Fax  0711 / 7875-3274

Albstadtweg 11
70567 Stuttgart

Postfach 80 06 08
70506 Stuttgart

Tel.  0711 / 7875-3535
Fax  0711 / 7875 48 3888
info@mak-bw.de
www.mak-bw.de
www.kvbawue.de

Der Teilnehmerbeitrag für das/die Seminar/e wird wie folgt bezahlt (bitte ankreuzen):

 Abbuchung vom Honorarkonto (nur für Mitglieder der KV Baden-Württemberg)

Praxisstempel

Name, Vorname des Arztes / Psychotherapeuten Lebenslange Arztnummer (LANR)

 Bankeinzugsverfahren
 Ich ermächtige die KV Baden-Württemberg hiermit, einmalig den fälligen 
 Teilnehmerbeitrag von meinem Girokonto abzubuchen.

anMeldunG SeMinarprOGraMM 4 / 2009

(Bitte	in	Blockschrift	ausfüllen)	

Ja, ich melde mich verbindlich, unter Anerkennung der 
Anmeldebedingungen, zu folgenden Seminaren an:

Betriebsstättennummer (BSNR)

Konto-Nr.     Kontoinhaber

Bank

BLZ

Datum / Unterschrift

Name / Vorname

Straße

PLZ / Ort

Fachgebiet der Praxis

Tel. / Fax E-Mail

  Ja, wir möchten weitere Informationen zum Seminarinhalt unserer Kursanmeldung/en
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Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg
Geschäftsbereich Qualitätssicherung / Regine Frankenhauser
Bezirksdirektion Stuttgart
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart

Fax  0711 / 7875-3211 (Anmeldungen nur an diese Fax-Nr. senden!)

Auffrischungskurs zur AktuAlisierung der fAchkunden nAch 
röntgenverordnung (röv) und strAhlenschutzverordnung  
(strlschv) für Ärzte und MtrAs

Veranstaltungsort: KVBW, Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart (Möhringen)

Zu folgender Veranstaltung melde ich mich / uns verbindlich an:
(Zutreffendes bitte ankreuzen) 

 FachKunde nach röV

	 Samstag,	31.	Oktober	2009,	9.00	Uhr	bis	16.30	Uhr	

 FachKunde nach StrlSchV

	 Freitag,	30.	Oktober	2009,	16.00	Uhr	bis	19.00	Uhr
	 Samstag,	31.	Oktober	2009,	13.00	Uhr	bis	16.30	Uhr

 aKtualiSierunG Beider FachKunden

	 Freitag,	30.	Oktober	2009,	16.00	Uhr	bis	19.00	Uhr
	 Samstag,	31.	Oktober	2009,	9.00	Uhr	bis	16.30	Uhr	

•	 Fachkunde	nach	RöV	oder	StrlSchV	für	Ärzte 100,– Euro
•	 Fachkunde	nach	RöV	und	StrlSchV	für	Ärzte 125,– Euro
•	 Fachkunde	nach	RöV	oder	StrlSchV	für	MTRA 75,– Euro
•	 Fachkunde	nach	RöV	und	StrlSchV	für	MTRA 100,– Euro

(Bitte in Blockschrift ausfüllen)

Name, Vorname
der Teilnehmer

   Ich bin damit einverstanden, dass die Teilnahmegebühr pro Person  
von meinem Honorarkonto abgebucht wird.

	 	 	 		Lebenslange	Arztnummer	(LANR)	 	 		Betriebsstättennummer	(BSNR)

	Datum	/	Unterschrift	 	 	 	 	 	 		Praxisstempel

Hinweis:	Bitte	beachten	Sie,	dass	die	Anmeldung	zu	den	Veranstaltungen	verbindlich	ist	und	eine	Absage	schriftlich	erfolgen	muss.	Bei	Absagen,	die	später	als	
drei	Wochen	vor	Seminarbeginn	erfolgen	oder	bei	Nichterscheinen	der	angemeldeten	Person(en),	müssen	wir	den	Teilnehmerbetrag	von	50	Prozent	berechnen.	
Bei	geringem	Interesse	an	einer	Seminarveranstaltung	behalten	wir	uns	vor,	diesen	Termin	–	auch	kurzfristig	–	abzusagen	oder	zu	verschieben.
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